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ias Deutsche Volk in Frfuellung des Friedensvertriges von Vi rsailles 
abgeruestet hatte, konnte es mit Recht erwarten, dass auch die Sieger- 
m^echte entsprechend ihrer im Vertrag ucbernommenen Verpflichtung ab- 


ais o 


wuerden, Dies ist nicht geschehen und es kann keinem Zweifel 
dass die Verweigerung der Cleichberechtigun 
abzuruesten, mit einer der wes: ntlichsten Gruen- 


a 


ieg des Nationalsozialismus in den Jahren 1931 und 193° 
‚ellte. Und wenn ueberhaupt ein Argum rt Hitlers im Deutschen Volk 

einen Widerhall gefunden het, dann war es das, lass 

Volk, das ueber eine Bevos lkerung von mehr 


dem Deutschen, 


Millionen verfuegt und im Herzen Europas gelegen ist und eine kulturelle 
Dauer auch nach 
inem verlorenen Krieg die Gleichberechtigung nicht versagen kann, Es 
schon einmal darauf hingewiesen worden, das 
Volk minderen 
ache ver- 
Republik kein Mittel unver- 
sucht liessv.., um auf friedliche Weise die Revision der untragbarsten 
Bestimmungen des Versziller Vertrages zu erre ichen, Acht Jahre lang 
sind die Stantsmaenner des demokratischen Deutschlands, sind ein 
Stresemann und ein Bruening nach Ceni gegangen, um die immer wieder ver- 
sprochene Gleichberechti gung Deutschlands endlich zu erreichen und 
immer wieder wurden sie mit leeren Haenden nach Hause geschickt. Die 
sich daraus erg n Gefahren konnten niemanden verborgen bleiben. 
Welt sowohl durch deutsche Staatsmaenner als auch 
insbesondere durch einsichtige Politiker der ehemaligen Feinde Deutsch- 
ands gewarnt. Alle diese Warnungen wurden in den Wind geschlagen, We 
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Als cndlich im Jahrc 1932 dic Na 1alsozialistische Par, 
tei mit 230 Ruichstagsma da 上 cn dic weitaus stärkste Partci in 
Deutschland geworden war, konntc cs nur noch cinc Frage der 
Zcit scin, wann Adolf Hitlcr und scinc Partei mit dcr Ucbor- 
nahmc dcr Rcgicrungsgcwalt dcauftragt vurdc, Dies konnte auf 
do Doucr umso ucnigcr verhindcrt werden, als dic vorhcrgche 

Rezicrungen dcs Herrn von Papen und dcs Generals Schlcoil 
Reichstag ucbcr kcincrlci nennenswerte Gefolgschaft 
dic Regic rungs gemalt ausschlicsslich auf dem 
eine dcs Art, 48 dcr “cimarcr Rciehsvcrfassung 
ausucbten, 4is dann Adolf Hitler tatsacchlich am 30. Januar 
1933 vom Reiehspracsidenten von Hindenburg zum Reichskanzler 
crnannté und mit dcr Bildung cincr neuen Regicrung beanftragt 
wurdc, ist das durchaus Bee mit den Bestimmungen der 
Ene Hetto doch dic Notionalsoziali- 
1932 bci dcn Reiechstagswahlen Wache 
ierstim:cn in cinem Umfang auf sich vercinigt, wic dics vore 
her scit iom Bcstchon dcs Deutschen Reiches keiner Partei 
£clungoa wer. Wann dor Fuchrcr dicscr stacrksten Partci mit 
Cor Rogicrungsbildung beauftragt wurde; so war das insbesone 
derc im Hinblick auf dic damais in Dcutsehland bestehenden 
parlinsntarischen Vorhacltnis lurchsus nichts Ausscrgcwoch: 
lichos und cs kann nicht dcr gcringste Zucifcl derucber bow 
stohen; dass Hitlcr und scinc Portcl lcgal, d.h. verfassungs- 
macssig an dic Macht gekommen sind, Richtig ist allcrdings, 
dass sich im Loufc dcr folgcndon Jahre dic staatsrcehtliche 
Struktur dcs Deutschen Reichcs und insbesondere dic Stellung 
Hitlers gcacndcrt hat, Es licgcn abcr koincrlci Anhaltspunke 
tc dafucr vor; dass auch dicse Entuicklung nicht legal gcwc= 
sen waere, Ich nchmc debci, um Wicdcrholungen zu vormcidon, 
Bezug auf dic Ausfuchrungen dcs Zcuscn Dr, Lommcrs, 


dabci voollig dahingcstcllt 
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bleiben, ob man diese Entwicklung zur absoluten Alleinherre 
schaft Hitlers erklaeren will mit der Bildung eines sogenannten 
Staatsgewohnheitsrechts oder ob man eine andere Theorie sich 
zurecht legt, Entscheidend scheint mir fuer den 


Frozesses vielmehr zu sein, dass kein einzig 
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Deutschland diplomatische Peziehungen unterhalten hat, und 
zwar weder bei der Machtuebernahme noch anlaesslich der vor al- 
ler “elt offen sich vollziehenden Umgestaltung der staatsrecht=“ 
lichen Struktur irgendwelche Bedenken erhoben oder gar diploe 
matische oder voelkerrechtliche Konsequenzen daraus gezogen 
diplomatische und voelkerrechtliche Anerkennung des 
Nationalsoziali: hen Staates hat weder bei der Machtuebers 
nahme noch zu irgendeinem spae en Zeitpunkt in Frage gestan« 
dene Nur ergaenzend sei in diesem Zusammenhang darauf hinge- 
in der Folgezeit fuer das Verhaelte 
Staatsbuorgor und Staat am bodeutungsvollsten 
noch von dom Reichspraesidenten ven Hindenburg 
auf Grund des Arte 48 der Reichsveorfassung erlassen wurdce: Ich 
meine die Verordnung dos Neichspraesidenten zum Schutz von Volk 
und § taat vom 28, Februar 1933 ( Ro jiohsgesotzblatt Teil I Seis 
te 83) Im Pare 1 diese Verordnung wurden die wesentlichsten 
Grundrochte dor "olmarer Vorfassung ausser Kraft gesetzt und 
hraenkungen dor persoonlichen Freiheit, das Recht der frei- 
lio ijnungsacusscrung y einschliosslich dor» Presscfreiheit, des 
und Ve ‚rsammlumgsrechtse Eingriffe in das Brief = y 
&p3one und "ornsprechgoheimnis, Anordnungen von 


Haussuchungen und vom Beschlasenahmen, sowie Beschraonkungen 


wv 


des Sigontums auch ausserhalb dor sonst hiorfuer bostimmten 
osotzliche i , A Ko Sm 

gosotzlichon Yronzen fuor zulaossig orklacrte An der "echts 

guoltigkoit diose*p Verordnung wann in formaler Hinsicht ebenso 


tehen we anderen vom 


ABs Von der Hao eichsrogferung£, vom Ministerrat 
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fuer die Reichsverteidigung oder von Hitler selbst erlassenen sogenannte! 


Verfassungs- oder Staatszrundgesetz. --” 


Meine Herren Richter! 

Ich habe bereits zu Beginn der Beweisaufnahme ausgefuehrt, dass der 
Angeklagte Rudolf Hess die Zustaendi gkeit des Internationalen Militaer- 
Tribunals bestreitet, soweit andere Tatbestnende als echte Kriegsver- 
brechen den Gegenstand des Verfahrens bilden. Ich habe ferner im Namen 
des Angeklagten Hess erkinert, dass dieser die volle Verantwortung uebe: 
nimmt fuer alle Gesetze und Verordnungen, die er in seiner Figenschaft 
als Stellvertreter des Fuehrers, &.8 Reichsminister und als Mitglied 
des Ministerrates fuer die Reichsvertei digung unterschrieben hat. 

ch hibe daher davon abgesehen, Beweismittel in Bezug auf Anklagen vor- 
zulegen, die lediglich innere Angelegenheiten des Deutschen Reiches als 
souvernenen Staat betreffen und in keinem Zusammenhang stehen mit dem 
von der Anklage behaupteten Verbrechen gegen den Frieden und von Verbr« 
chen gegen die Gebra« uche des Krieges. Ich werae daher auch jetzt nur 
solche Gesetze und stantsrechtlichen und politischen Massnahmen eingeh 
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die in irgendeinem erkennbaren Zusammenhang stehen mit den eigentliche! 
Anklagepunkten und dem von der Anklage behauptcten gemeinsamen Plan 
oder Verschwoerung « 


Die Anklageschrift macht dem Angeklagten Rudolf Hess zum Vorwurf, 


die militaerische, wirtscha sliche und psychologische Vorbereitung aul 
den Krieg gefoerdert und an der politischen Planung und Vorbereitung \ 
Aneriffskricgen teilgenomme. zu haben. Zum Beweis dieser Behauptung h: 
die Anklage ^uf die Tatsache hingewiesen, (ass der Angeklaste Rudolf 


Hess das Gesetz fuer den Aufbau der Wehrmacht vom 16, Naerz 1935 in s 


ner “igenscha ft als Reichsminister ohne Geschae tsbereich mit unter- 


schrieben hat, Mit diesem Cesetz wurde die allgemeine Wehrpflicht in 
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Deutschland wieder eingefuehrt und bestimnt, dass sieh das deutsche 
Friedensheer in 12 Korpskommandos und 36 Divisionen gliedern solle. 
Nicht minder wichtig als der Inhalt dieses Geset: scheint mir fuer 
das gegenwaertige Verfahren dic Proklamation zu sein, die die Rei.chs- 
regierung an dns Deutsche Volk im Zusammenhang mit der Verkuendung 
Gesetzes gerichtet und dem Gesetz im Reichsgesetzblatt vorangestellt hat. 
Ich nehme auf cen Inhalt dieser Prok amation, die als Beweisstueck vor- 
gelegt wurde, Bezug. Dicse Proklamation vom 16. Maerz 1935 enthaclt 
nichts an wesentlichen /rgumenten, was nicht vorher schon von deutschen 
hen Regierungen in der Zeit der Weimarer Republik in dieser 
Frage vorzebracht worden waere, Die Forderung nach militserischer Gleict 
berechtigung wurde von Deutschland bereits im Jahre 1924 erhoben und 
zwar anlaesslich der Verhendlungen ueber den bevorstehenden Fintritt 


in Deutschland die Verbindung 
der Satzung des Voelkerbundes mit dem Versailler Friedensvertrag - die 
Voelkerbundsatzung stel yekamnt lich einen Teil des Vertrages selbst 
dar - immer als eine unglueckliche L g empfunden worden war, SO hat 
auf der anderen Seite das Deutsche Tolk den eines Voelkerbun- 
einen derjenizen Punkte des Praesidenten Wilson betrachtet, die 
ersten geeignet erschienen, auch dem Deutschen Volk den Weg in eine 
besscre Zukunft mit zu bahnen helfen, In diesem Zusammenhang darf viel- 
leicht daran erinnert werden, dass es der deutsche Philosoph Immanuel 
Kant war, der zum ersten Mal den Gedanken eines Voulkerbundes oeffent- 
lich vertreten hat. Leider muss auch hier festgestellt werden, dass die 
von Praesident Wilson in seiner grossen Rede vom 4. Juli 1918 in Bezug 
auf den zu errichtenden Voelkerbund gestellten Forderungen nicht er- 
fuelit wurden, "aehrend Wilson "ein wahrhaftes Tribunal der oeffent- 
lichen Meinung, dem sich alle unterwerfen muessen und das alle Strei- 


tickeiten, welche die interessierten Voelker nicht auf unmittelbarem 
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Mit Recht konnte daher die deutsche Regierung erklaeren, 
dass die Abrusstungskonferenz nur gescheitert war infolge de) 
Weigerung der Sisgerstaaten von 1919, auch ihrerseits dem 
Beispiel Deutschlands zu folzen und dis allremeine Abrus e 
stung durchzufushren, Unter diesen Umstaenden konnte nach 
dem endguelticen Schsitern der allseitigen Abrusstung die 
Herstellung der Gleichberschtigung Deutschlands nur mehr 
durch Wicderaufruestung erfolgen, Wenn dahsr Deutschland 
am Lë, Masrz 1935 die allssmeins Wehrpflicht wiedor einge- 
fuahrt hat, so g9schah dics zu einer Zeit und unter Bedin - 
gungen, 6 jS voollie ausschlissse von einem Vorstoss 
gegen den Versailler Vortrag zu sprechen. Dann spactestens 
durch dis enägusltizse W:igorung der anderen Signatsrmaechte 
und insbssondsre Frankreichs, auch ihrerseits abzuruesten, 
hat deor Teil des Versailler Vertrages zu bsstehen aufge 
hoert, dor die Artikel uebs 6 Abrusstung enthaelt, Be = 
kanntlich beginnen die Russtunesbestimmungen dos Vertrages 
mit cinor Preeambel, die folcsndermasson lautet s" Um die 
sinloitunr einer allgsmoinen Ruestungsbeschraenkung alb r 
eglichen, verpflichtst sich Deutschland , 
die folgenden Bestimmungen ueber Landhser, Secmacht und 
Luftfahrt genau zu beobachten. "Es ist 
es sich hior um eins ochte Vereinbarung handelt, und dass 
Deutschland nicht nur einen politischen, sondern einen 
rschtlichen Anspruch srworben hat. Mit Recht hat daher Lord 
Robert Cecil, Mitglied der britischsn Dslegation auf der 
Friodenskonfsrenz und Fushrer der britischen Delegation 
auf der Abruestuneskonferenz bersits im Jahre 1924 srklaer- 
tes" Die Prasambel zu denRuestungsb: ge os Versail- 
lor Vertragss ist ein Vorspreche er Reglsrun- 
Demokrat 
trasge unterzeichnet haben. Wen nicht gehalten wird, 


so kann das 
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durch die Friedensvertraere errichtete System nicht dauerhaft gestaltet 


werden und selbst die Teilabruestuns wird binnen kurzem zu bestehen 


aufhoeren", (Fnde des Zit^ts). Aehnlich mt sich Paul Boncour am 8.April 


1927 in der dritten Tagung der vorbereitenden Abruestungskommission des 
Voclkerbundes ausgesprochen. In der gleichen Richtung liest die Frklae- 
rung, die der Praesident der /bruestunzskonferenz Henderson am 20.Januar 


1921 ab-ezeben hat und in der er unter anderem ausfuehrte: "Wir muessen 


unsere Parlamente und Voelker ucberzeugen, dass alle Mitglieder ces Voel- 
kerbundss zu dieser Politik der allgemeinen Abruestung durch feierliche 
Verpflichtungen sezwunzen werden, die uns cas internitionale Recht eben- 
so wie die nationale Fhre nufer.egen. Soll ich im Rat daran erinnern, 
Artikel 8 der Satzung, die Pracambel des Teils V des Versaille? 
Vertrages, die Schlussakte der Konferenz von Locarno und jeder der seit 
1920 von der Versammlun,; angenommene Besch sse darlezen, dass alle 
Bundesmitglieder suf diesem lebiet die zleiche Ver.ntwortung trifft? 
Alle haben wir Verpflichtungen suf uns genommen und wenn wir sie nicht 
erfuellen, wird man unsere fri: dlichen Absichten in Zweifel ziehen koen- 
nen", (Tnde des Zitats). Viele solcher Acusserungen verantwortlicher 
Stantsmaenner koennten noch zitiert werden, wenn “uch nur der ‚eringste 
Zweifel. darueber bestehen sollte, dass die Signatarmaechte des Versaill 
Vertra:cs, die sich aus dem Vertrag ergebenden Verpflichtungen in Bezug 
f dic Abruestung nicht erfuellt haben. Ts ist das nicht notwendig. Dir 
Welt weiss, dass diese Verpflichtung nicht erfucllt wurde und dass damit 
die deutsche Regierung das Recht erhielt, nun ihrerseits cie volle Sou- 
veraenitaet des Deutschen Reiches auf diesem Gebiet wieder herzustellen 
Die Wisdereinfuehrung der all 'emeinen Wehrpflicht durch das Gesetz 
vom 16. Maerz 1935 wird in der Anklaxeschrift offenbar nicht 21s selb- 
staendige strafbare Handlung betrachtet, sondern nur als Teil des von 


der Ankla ze behaupteten cemeinsamen Planes, der darauf abzezielt haben 
A 
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soll, Verbrechen gegen den Frieden, gegen das Kriezsrecht und gegen die 
Humanitaet zu begehen, Ob ueberhaupt jemals ein derartiger Plan bestander 
hat, ob und in welchem Umfanz der Angeklagte Rudolf Hess daran beteili zt 
war und welciu Rolle die Wiedereinfuehrung der allzemeinen Wehrpflicht 
in diesem Plan in objektiver und in subjektiver Beziehung sespielt haber 
werde ich spaeter eingehend darlegen. 

Im Rahmen des zemeinsacıen Planes, einen Angriffskrieg zeplant und 
vorbereitet zu haben, wird der Angeklagte Hess auch persoenlich beschul- 


digt, 


die Auslandsorzanisation der NSDAP., cen Volksbund fuer das 
Deutsehtum im Ausland, den Bund Deutscher Osten, den Deutsch-Ame rika- 
nischen Bund und das Deutsche Auslandsinstitut in seiner Fizenschaft 
als Stellvertreter des Fuehrers eingesetzt zu haben. Die von der Anklage- 
vertretun? in diesem Zusammenhang vorgelegten Dokumente vermoegen nicht 
den Nachweis zu erbringen, dass der Ängekla t les el diesen Orga- 
nisationen Weisungen oder Pe srteilt haette, die sie zu einer Tae- 
tickeit aehnlich der einer 5. Kolonne haetten veranlassen koennen, Die 
Yernehmunz der Zeugen Bohle, Stroehlin und Alfred Hess hat im Gegenteil 
‚ss diesen Orsanisationen und Lei- 
ste untersagt hat, sich in den inneren Anzelezenhe i- 
anten zu mischen. Dafuer, dass die genannten Or:sani- 
ationen tatsnechlich eine Taeti.keit entwickelt haetten, die darauf ge 
richtet waere, die fremden Staatszebilce von innen heraus zu unterhoehle' 
konnte vollends von der Anklage kein Nachweis erbracht werden, Unter 
nden eruebri;t cs sich, nacher auf die Taetigkeit cer ge- 
nannten Organisationen, und Rinrichtun?en einzusehen, insbesondere nach- 
dem auch keinerlei Anhaltspunkt dafuer vorliegt, dass zwischen cen Auf- 
saben und Funktionen dieser Organisationen und den Ereiznissen, die dan 
im Jahre 1939 zum Kriessausbruch fuehrten, irgendein ursaechlicher Zu- 


saımenhan? besteht. 
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Mit mehreren von der Ankla gevertretunz vorgelerten Beweisstuecken 
wurde ferner der Nachweis zu fuehren versucht, dass der Angeklagte Ru- 
dolf Hess auch an der Besetzung Oesterreichs am 12. Maerz 1938 massze- 
bend beteilirt gewesen sei. Ich beabsichtize nicht, im einzelnen auf 
die Geschichte des Anschlusses einzugehen und die Tatsachen rechtlich 
zu wuerdigen, die im Jahre 1938 tatsaechlich zum Anschluss Oesterreichs 
an das Deutsche Reich gefuehrt nabe ines muss aber hier doch fes 
stellt werden: Das Selbstbestimmunzsrecht der Voelker hat unter den 14 
Punkten des Praesidenten Wilsons einen hervorragenden Platz eingenommen, 
Tatsaechlich ist aber keine Forderung des amerikanischen Praesidenten 
in den Vertraegen von Versailles und St. Germain so wenig verwirklicht 
worden als gerade dieses Selbstbestimmunzsrecht, Dem Gericht wurde be- 
reits der Beschluss der provisorischen oesterreichischen Nationalver- 
sammlung vom 12. November 1918 als Beweismittel vorgelegt., In diesem 
neuen Grundgesetz wurde unter anderem bestimmt: "Deutsch-Desterreich 
ist eine demokratische Republik. Alle oeffentlichen Gewalten werden 
vom Volk eingesetzt, Deutsch-Oesterreich ist ein Bestandteil der 
schen Republik". (mde des Zitats). Nicht weniger eindeutig sind 
Erklaerunzen, die der damalige sozial-demokratische Bundeskanzler Dr. 
Karl Renner als Begruendung zu diesem Verfassungsgesetz zeseben hat, in- 
dem er unter anderem ausfuehrt: " ‘rosses Volk ist in Not und Un- 
glueck, das Volk, dessen Stolz es immer war, das Volk der Dichter und 
Denker zu heissen, unser deutsches Volk des Humanismus, unser deutsches 
Volk der Voelkerliebe ist im Unglueck tief gebeuzt! Aber rode in dieser 


} 
r 


Stunde, wo es so leicht und bequem und vielleicht auch so verfuchrcrisch 
waere, seine Rechnung abgesondert zu stellen und vielleicht von der List 
der Feinde Vorteile zu erhaschen, in dieser Stunde soll unser Volk in 


allen Gauen wissen: wir sind ein Stamm und eine Schicksalsgemeinsch. +" 


'itats). Fntzegen dun klaren Willen der ueberwaeltigenden 
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Mehrheit der oesterreichischen Bevoelkerunz wurce von den Fntente-Maech- 
ten der Zusammenschluss der bei den deutschen Staaten verboten. Fine von 
der oesterreichischen Nationalversammlung am 1. Oktober 1920 beschlossene 
Volksabstimmunz ueber den Anschluss wurde von den Siegermaechten unter 
Androhunz einer Hunserblockade verhindert, Die trotzdem von einigen 
Landesregie rungen selbstaendig durchzefuehrten Abstimmungen brachten 
ueberwaeltizende Mehrheit fuer den Anschluss, Unc es ist in der Tat 


Situation nicht besser zu kennzeichnen als es Stastssekretaer Lansing 


D 


in seinem im Jahre 1921 erschienen Buch "The Peace - Negotiations" 


tan hat: "E ne klarere Verleurnuns des angeblichen Selbstbest immunzsrech- 


ha 


es ist kaum zu denken als dieses Verbot des fast von einmuetizen Wunsche 


des deutsch-oesterreichischen lkes getragenen Anschlusses an Deutsch- 


T7 


land", (Fnée des Zitats). Diesen Wunsch des oesterreichischen Volkes 


nach Anschluss an das Deutsche Reich hat nicht nur unmittelbar nach dem 


l. Weltkrieg bestanden, soncern sr war auch in der Folgezeit lebendig. 


voellig dahinrestellt bleiben, welche Gruende im einzelnen dafuer 


a 


immer masszebend gewesen sein moezen und welche Gruende im Laufe 


Zeit vorherrschend gewesen sind, 


] 
1 
A 


den hot und dass die Verwirklichunr des 


an Cem Widerstand entweder der T"ntentemaechte oder an den 

die glaubten, hier irzendwelche angebliche Interessen verteidigen zu 
muessen. In diesem Zusanmenhanz mag an eine Frklaerun; des Bundeskanz- 
lers Dr. Renner vom 12. November 1928 erinnert werden, die ebenfalls von 
der Verteidigung bereits vorgelegt wurde und in der es unter anderen 
heisst: "Heute 10 Jahre nach dem 10, November 1918 und immerdar halten 
wir in Treue an diesem Beschluss fest und bekraeftigen ihn durch unsere 
Unterschrift ... Der Friede von St. Germain hat das Selbstbestimmungs- 
recht der Deutschen in Oesterreich vernichtet ... Lasst Oesterreichs 
Buerger frei abstimmen unc sie werden mit 99 von hundert Stimmen die 


H 
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Wiedervereinigung mit Deutschland beschliessen ... " (Fnde des Zitats), 
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Und in der Tat: Als am 12. Maerz 1938 die deutschen Truppen in Oester- 


A 


reich einzogen, kamen sie nicht als Froberer, sondern sie wurden unter 
dem Jubel cer Bevoelkerunz in einem einzigen Triumphzug empfangen. 
Was nun den Anteil des Angeklagten ] lf Hess und der Partei 
der D'rchfuehrung des Anschlusses anlan;t, so hat auch hier ci 
aufnahme erzeben, dass der Anschluss Oeste d ein Ereignis war 
mit der nationalsozialistischen Partei im Reich als solcher so 
nichts zu tun hatte. Fs genuegt, in diesem Zusamr 
dungen des Angeklagten Goering im Zeugenstand hinzuweisen, au 


a 


sich ergibt, dass die Frage des /n ; ausschliesslich vom Rei 


also von der Staatsgewalt und nicht vo: F i geloest worden ist. 
Falls darueber noch irgendwelche Zweifel bi haben sollten, so 
werden diese beseitigt, durch das von der Anklage vorgelegte Dokument 
USA-S1 (PS-812). Fs handelt sich hier um den Brief des Gauleiters von 
Salzburg Dr. Friedrich 
konmissar Gauleiter Jose 

derem ausfuehrt: ! Bald nech der Machtergreifung in 


A 


gen Klaussner, Globocnik und ich nach Berlin, um dem Stellvertreter 


T» 


Fuehrers, Pi, Rudo less, einen Bericht ueber die Vorg: 
Machtergreifung zefuehrt haben, abzustatten ..." Ein Bericht waere 
ostverstaendlich nicht notwendig gewesen, wenn der Stellvertreter 
Fuehrers und die Partei selbst unmittelbar bei der Loesung 


schlussfrage massgebend beteili,t gewesen waeren., Ich erwaehne cies nicht 


T^ 


etwa, um Rechtfertizunzs- oder Fntschulcigun 


Klacken Rudolf Hess anzufuehren, Die Feststellung geschieht vielmehr aus- 


] 


schliesslich im Interesse der historischen ,ahrhejt 。 


e 


Dis vom Praesicent Wilson proklamierte Selbstbestimmun;srech 


Voelker wurie nicht weniger verletzt bei cer Gruendun; ces 


D em M rl H H p 1 
slowakischen Staates 12 i Millionen Sucetenceutsche wurden 


Ka 
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Millionen Tschechen und Slowaken in einem Staat zusammengefasst, ohne 


lass ihnen ein massgeblicher Finfluss auf den Staat eingeraeumt worcen 


waere. Alle Bemuchunzen dieser Volksgruppe, im Rahmen des tschechoslo- 
wakischen Staatsverbandes die Autonomie bewilligt zu erhalten, blieben 
erfolglos. Als die inschlussfraze hinsichtlich Oesterreichs zeloest war, 


konnte es nicht ausbleiben, dass auch die kuenftige Stellung der Sude- 


tendeutschen, bei denen es sich immerhin um 3 4 Millionen Menschen han- 


delt und deren Zugehocrizkeit zum deutschen Volkstum ausser jedem Zweifel 
Steht, einer Pruefung unterzogen wurde. Ich habe nun nicht die Absicht, 
im einzelnen zu allen Fragen des Anschlusses ces Sudetenlandes an das 
Reich in tatssechlicher und rechtlicher Hinsicht Stellung zu nehmen. Im 
Hinblick darauf, dass die Anklagevertretung in dem von ihr dem Gericht 
vorgelegten Trial-Brief gegen den Angeklagten Hess auf die sudetendeut- 


sche Frage eingegangen ist und au einige Dokumente als Beweisstuecke 


( 
zB 


1 


vorgelegt hat, erscheint es Goch notwendiz, kurz dazu Stellung zu nehmen. 
In dem Dokument 3258-PS (GB-262) - es handelt sich um eine Hed 

vertreters des Fuchrers auf der Tagung der Auslandsorganisation der NSDAP. 
am 28, August 1938 - nimmt dieser lediglich in allgemeinen Ausfuehrunzen 


BW ar. 
es Na- 


zu der eucetendeutschen Frage Stellung und zwar unter Betonung < 
tionalitaetenprinzips und des Selbstbestinmunysrechts de 

die uebrigen von der Anklage vorzelegten Dokumente (USA-126, USA-26) 
lassen nichts erkennen, was auf eine entscheidende Beteiligung des An- 


] 


geklagten Rudolf Hess bei der Loesung der swletendeutschen Frage schlies- 


sen lassen koennte. Ts kann aber auch das Ausmass dieser Beteiligung 

voellig dahingestellt bleiben, da cer Anschluss des Sudetenlandes an das 
Reich fuer si ille keinesfalls den Tatbestand einer nach internatio- 
nalem Recht strafbaren Handluns crfuellen kann, Wurde doch der ‘nschluss 


des Sudetengaues nicht vollzoren auf Grund einer einseitigen Hanc lunz 


Deutschlands oder auf Grund eines vielleicht anfechtbaren Vertrares 
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4 und der Tschechoslowakischon Re~ 
olete viclmehr auf Grund eines Abe 


‘bor 1938 in Muenchen zwischen 


d 
outsc 1 a Voroinigte 


‚ten Koonigrcich yon Grossbritannien, 
In diosom Abe 
rdon genaue und ins xin ; gehi Voroinbarungen 
faoumung des abzutrotondon Gebietes und dio etappen=- 
durch deutsche 
dor Yrenzen 1 
ussch 


des Abkommens 


bereinstimmung 


Zpyartung hege 
inc wesent= 


ornationae 


on i603 
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nen 
i 


>n der Gesemtanklage als auch in der von 


EI 


93s erhobener 
iisser beschuldigt, am Ausbr 
und dafu: vorantwortlich zu 


in mehreren 


a 


\ischen Korridors und zu dem Problem de 


ki ei 


Stollune ronommer iber hier ist doch fol- 
USZUSCH 


hickon: Durch dio Schaffung ces nolnischen 


4 Y Me ac 人 ant ^ ^ T I Aan y de 3 vow me 
‚dors wurde nicht nur das Selbstbestimmung 
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unter polnische Herrschaft gekommen -,son?ern es wurde darueber hinaus 
durch die Aufteilung des Staats;ebietes des Deutschen Reiches in zwei 
voellig voneinander getrennte Territorien ein Zustand geschaffen, der 
nicht nur jeder wirtschaftlichen Vernunft widerspricht, sondern darueber 
hinaus vom erste age an die Ursache fuer dauernde Reibunzen und Zwi- 
schenfaelle werden musste, Tatsaechlich ist vom Tag der Unterzeichnung 
des Versailler Friedensvertrages an die Forderung nach einer Revision 
des Vertrages, gerade in der Frage des polnischen Korridors zu keiner 
Stunde verstummt, Fs hat in Deutschland keine Partei und keine Regierung 


D] 


zegeben, die nicht die Notwendigkeit einer Revision des Vertrags vor 
allem in diesem Punkt anerkannt und verlangt haette, Und in der Tat kann 
man sich keine Regelung denken, die unvernuenftiger waere, a die, wie 


im Versailler Vertrag die Fraze eines polnischen Zuganges zur Ostsee ge- 
loest wurde. Es kann keinem 7weifel unterliegen, dass, wenn schon ueber- 
haupt »Polen unter allen Umstaenden einen selbstrendizen Zwang zur Ost- 
see haben sollte, dieses Problem vernuenftiger haette geloest werden 
koennen, als durch die Schaffung des sogenannten Korridors und die da 
durch bedingte Aufteilung des Deutschen Reiches in zwei voelliz vonein- 
ander getrennte Gebiete, 

Aehnliches gilt hinsichtlich des voelkerrecht lichen und staatsrecht- 
lichen Status des Freistaats Danzig. Fs ist nicht notwendig, hier naeher 


auf die Tatsachen einzugehen, die im Laufe der Zeit zu immer zroesseren 


Schwierigkeiten gefuehrt haben und am Ende einen Zustand herbei fuehrten, 


der eine Aenderung der voelkerrechtlichen und staatsrechtlichen Stellung 
dieser rein deutschen Stadt notwendig machten. 

Ebenso wenig ist es notwendig, im einzelnen auf das durch den pol- 
nischen Korridor und die Schaffung eines Freistaats Danzizs aufzeworfene 
Minderheit enproblem naeher einzugehen, Tatsache ist, dass im Laufe von 


zwei Jahrzehnten nicht weniger als etwa 1 Million Deutscher zezwuniren 


wurden, ihr Siedlungsgebiet zu verlassen und zwar unter Umstaenden, die 
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nicht ohne Rueckwirkung auf die allgemein politischen Beziehungen zwi- 
schen dem Deutschen Reich und der Republik Polen bleiben konnten. Fs ist 
auch nicht so, als ob erst seit dem Machtantritt Adolf Hitlers die hier 
aufgeworfenen Probleme oeffentiich behandelt worden waeren., So hat z.B. 
iner Aussprache im britischen Oberhaus am 15. Juni 1932 Lord 
s»l-Buxt on ebenfalls auf die Tatsache hingewiesen, d bereits 
zu diesem Zeitpunkt nicht weniger als 1 Million Deutsche aus dem Korri- 
dor und aus Posen seit der Annexion abgewandert war, weil sie (die Be- 
dinzunen dort unertraeglich fanden. In dieser Aussprache erklaerte Lord 
Noel-Buxton aber auch noch folzendes: "Lord D'Abernon hat kuerzlich die 
Lage in Danzig beschrieben und von dem Korridor als dem Pulvermasazin 
Europas besprochen, Ich selbst habe in Danzig čie Schwierigkeiten kennen- 
gelernt, Cie jeden Augenblick zu einem gefaehrlichen Zwischenfall fueh- 
ren koennen.... Die Verschaerfung cer Lage, cie zu dieser zefaehrlichen 
Situation fuehrt, entspringt in der Hauptsache aus der Behandlung der 
deutschen Bevoelkerung auf polnischem Territorium und die verderblichen 
Folgen all dieser Umstaende haben sogar ihre Rueckwirkunz auf d 
ruestunzskonferenz, weil sie die Grundlage fuer die Befriedun; 
voelkerung in Gefahr bringt". (Ende des Zitats). 
Die durch die Schaffung des polnischen Korridors unddie Lostrennung 
der deutschen Stadt Danzig vom Reich hervorgerufenen Gefahren konnten 
zu keiner Zeit uebersehen werden und es muss ausdruecklich fest sestellt 
werden, dass bereits die deutsche Friedensdelegation in ihren Bemerkun- 
en zu den Friedensbedingunzen vom 29, Mai 1919 darauf hin-ewiesen hat. 
N^ch einem Hinweis drauf, dass die in Artikel 27 und 28 des Versailler 
Vertrages vorgesehene Regelung cer territorialen Fragen im Osten rein 
deutsche Staedte und Landstriche unter polnische Herrschaft bringt und 
damit im Widerspruch steht zu dem Wilson'schen Grundsatz des Selbst- 


, 


bestimmungzsrechts der Voelker, wird darin unter anderem woertlich auf- 


cefuehrt: 
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"Fine solche Regelung wuerde ausserdem den Wilson'schen Grundsaetzen 
widersprechen, dass bei Ordnung der nationalen Fragen vermieden werden 
soll, neue Elemente des Zwistes und der Gegnerschaft zu schaffen oder 
alte derartige Elemente zu verewigen, die wahrscheinlich mit der Zeit 
den Frieden Europas und somit der Welt stoeren wuerden,.." (Ence 
Zitats). 

Nicht weniger klar waren die Bemerkungen der deutschen Fri 
legation zur Frage der Abtrennung der Stadt Danzig 
Nach einem Hinweis darsuf, dass die Preiszabe der rein deutschen 
Danzig und ihrer ebenfalls reindeutschen Umgebung in schroffstem 


2 


satz zu allen in den Frklaerunzen ebenen Zu- 


T^ 


sicherungen steht, wird von der deutschen Friedensdele. ation unter an- 
derem festgestellt: "Der Versuch Danziz zu siner freien Stadt zu machen, 
sein Verkehrswesen und die Vertretung seiner Rechte nach aussen dem 
polnischen Staat auszuliefern, wuerde zu heftizem Wici 


T 
| 


nem dauernden Kriezszustand im Osten fuehren., Dabei 

lichen Massnahmen so getroffen, dass fuer Danzig jed 

Deutschland aufs aeusserste erschwert wird - offenbs 

dieses reindeutsche Gebiet im Laufe der Zeit durch wirtschaftlichen Druck 


zu polonisieren. Die deutsche zierung muss darum die beabsichtige na- 
tionale Vergewaltigung Danzigs ablehnen und die Forderung erheben, Dan- 
zig und Umgebung beim Deutschen Reich zu belassen ..." 

alle uebrigen Vorschl: ege der deutschen Friedensdelegation ver- 
fielen such diese der Ablehnunz, Was bereits im Jahre 1919 befuerchtet 
und vorausgesagt worden war, ist dann auch tatsaechlich eingetreten. 


d 


Und wenn darueber noch irgendein Zweifel bestehen sollte, dann koennen 
diese leicht wiederlest werden durch den Inhalt der äkten des Voelker- 


bundes, soweit dieser sich mit den Fragen des Minderheitenschutzes be- 


fassen musste und durch die Akten des staendizen Internationalen 
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Gerichtshofs der sich in zahlreichen Faellen mit den durch den Korridor 


und die Abtrennung Danzigs vom Reich aufseworfenen Problemen zu befassen 
hatte, 

Unter diesen Umstaenden konnte es niemanden ueberraschen, wenn 
nach der Vachtuebernahme durch Adolf Hitler und seine P“ si. die durch 
den polnischen Korridor und die Abtrennung Danzigs vom Reich aufgewor- 
fenen Fragen neuerdings einer Pruefung unterzogen wurden, Dies konnte 
umso weniger ausbleiben, als auch nach Abschluss des deutsch-polnischet 
Vertrages im Jahr 1934 die Bestrebungen Polens keineswegs aufhoerten, 
in immer hoehoerem Masse das deutsche Element auszuschalten. 

Ich beabsichtize nicht, naeher auf die Verhandlungen 
die vom Deutschen Reich mit der Polnischen Republik sefuehrt wurden 

jie zum Ziele hatten unter Beruecksichti 
Interessen Polens einen modus vivenci 
mir wesentlich fol.sende Tatsachen festzuhalten: Zum 
Reichsminister des Auswaertizen am 24. Oktober 1938 in ein 
dung mit dem polnischen Botschafter die durch den Korrid 
trennunz der Stadt Danzig aufgeworfenen Fragen behandelt un 


sung vorgeschlagen, die auf folsender Grundlage aufgebaut sein sol 


Der Freistaat Danzig kehrt zum Deutschen Reich zurueck, 

Durch den Korridor wuerde eine exterritoriale, Deutschland 

hoerige Reichsautobahn und eine ebenso exterritoriale mehrglei- 
ige Fisenbahn gelegt. 

Polen erhaelt im Danziger Gebiet ebenfalls eine exterritoriale 

Strasse oder Autobahn und Fisenbhan und einen Freihafen, 

Polen erhaelt eine Absatziısarantie fuer seine Waren im Danzi 

Gebiet, 

Die beiden Nationen anerkennen ihre gemeinsamen Grenzen (Garan- 


tie) oder die beiderseitigen Territorien, 
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6. Der deutsch-polnische Vertrag wird um 10 bis 25 Jahre verlaenget. 


7. Die beiden Laemer fuegen ihrem Vertr:g eine Konsultationklausel 


bel. 


Die Antwort der polnischen Regierung auf diesen Vorschlag wurde 
von der Anklazevertretung dem Tribunai selbst vorgelegt. Fs hendelt sich 
um das Dokument TC-73 Nr.45, in welchem die Stellungnahme des polnischen 
Aussenministers Beck vom 31. Oktober 1938 und sein Auftraz an den pol- 
nischen Botschafter Lipski in Berlin enthalten ist, In diesem Dokument 
wird der deutsche Vorschlag rundweg abgelehnt und zwar unter Hinweis 
darauf (Zit^t), "cass irgendein Versuch der Eingliederung der freien 
Start Danzi: in das Reich unvermeidlich zu einem Konflikt fuehren werde 
und zwar wuerden sich nicht nur oertliche Schwierigkeiten ergeben, son- 
dern alle Moezlichkeiten einer polnisch-deutsehen Verstaencizunz; in al- 
len ihren Formen wierden damit unterbunden", (mnde des Zitats). 
Dieser Standpunkt wurde cann auch tatsaechlich vom polnischen Bot- 


} 


schafter in einer neuerlichen Unterredung zwischen ihm und dem Reichs- 


minister des Auswaertizen am 19.November 1938 vertreten, Auf ĉie Frage 
wie sich Cie polnische Rerierung zu dem deutschen Yorschlaz einer 
territorialen Reichsautobahn und einer exterritorialen Fisenbahn q 
den Korricor stelle, erklaerte der polnische Botschafter, dass er da 
offiziell nicht Stellung nehmen koenne, 

wird nicht bestreiten koennen, dass der von Deutschland zemacht 
Vorschlag sehr zurueckhaltend is d dass in ihm nichts enthalten ist, 
was mit der Ehre Polens und den lebenswichtizen Interessen dieses Staate: 
nicht in Uebereinstimmunz haette gebracht werden koennen. Dies wird man 
um so mehr zugeben muessen, als die Schaffung des Korridors und die Ab- 
trennung Ostpreussens vom Reich «em ganzen deutschen Volk tatsaechlich 


als cie schwerste von allen durch cen Versailler Vertrag bedingten 


territorialen Belastun en empfunden wurde, Wenn trotz^em die polnische 
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Hogiorung dicsen Vorschlag abgclohnt hat und zwar mit cinor 
Bogruondung, dio fuer woitere Vorhandlungon kaum mchr irgond- 
eino Aussicht auf eino Locsung u 
amals daraus der Schluss gezogen werden, dass os 
olons ueberhaupt an einem echten Verstaondigungsw 
to, der auch dio berechtigten Belange dos do 
beruscksichtigto, Diosor Eindruck wurde bestactigt boi den 


Verhandlungen, nlaossiicl os Besuches 


Warschau am 21. 
efuchrt wurden, “on: Se lehne polnischer 


Haltung in einer weiteren Ynterreduns 


1 


Botschafter und dom feichsministc Auswaortigon vom 2le 
Maerz 1939 der letztere den am 24, Oktober 1938 gomachton Vore 
daraus der Schluss gezogen werden, 
tatsacchlich von dem Willen bee 
dio durch don Sorrid y io £ ennung der Stadt 
Danzig &ufgoworfonon Fragen auf dem 1 
Es kann also ernstlich nicht 
versucht hat, 
polnischer Korridor zu loesen und dass 


Vorschlas 


bilmachung der polnischen Streitirraeftes 


im 


Es kann dahingestellt bleiben, in welchem Zusammenhang die von 


der polnischen Regicrung angeoränete Toilmobilmachung mit dom 


britischen Konsultationsverschlag vom 21, laorz 1939 steht 


und eb dio britische “egierung anlaosslich der "eberpoichung 


dieses Konsultationsverschlagos in Warschm die dann am 
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31. Macrz orfolgto Garantioorklacrung borcits zugosast 
odor in Aussicht gostollt hate Auf koinon Fall kann zwoim 
fclhaft soin, dass dio auch vom britischen Fromiorministor 
Chamborlain in oinor Erklaorung im Untorhas vom 10, Juli 
1939 zugogobonon Toilmobilmachung der polnischen chr 
macht alles andoro als gooignot war, gucnstigo Voraus 
sotzungon fuor woitoro Vorhandlungon zu s chaffene In dor 
Tat boinhaltoto das am 264, Maorz 1939 vom polnischon Bots 
schaftor Lipski uoborgobono Mcmorandum dor polnischon Ro- 
giorung cino voollige Ablohnung dos doutschen Vorschla= 


gose Es wurde 
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Ta 


erklaert, dass eine Exterritorialit»et ce Verkehrsweze nicht in Frage 
kommen koenne und dass auch eine Wiedervereiniguns Danzigs mit cem Reich 
nicht in Erwaegung gezozen werden koenne. In der an die Ueber abe 
Memorandums sich anschliessenden Unterredunz zwischen dem Reichsaussen- 
minister und dem polnischen Botschafter erklaerte der letztere ganz 
offen, er habe die unangenehme Pflicht darauf hinzuweisen, dass je cliche 
weitere Verfolgung der deutschen Plaene, i ssondere soweit 

Rusckkehr Danzigs zum Reich betraefc det jez mit Polen bedeuten 
wuerde. 


Wenn ich auszefuehrt habe, cass de usammenhang zwischen 


9 


nischen Teilmobilmachunz vom 23. Maerz 1939 und der in cam polnische 
Memorandum vom 26. Maerz 1939 enthaltenen voelliren Ablehnung 


^ 


'eutschen Vorschla. auf der einen Sei j er in Aussicht 


britischen Garıntieerklaerunz vom 31. Maerz 1939 auf der anderen Seite 


ahinzestellt bleiben kann, so erscheint dies allein schon im Hinblick 


TAT. 


auf die bereits am 21, Maerz der britischen Rerierunz in Warschau 


n 


ebenso wie in Paris und Moskau vorgeschlagenen Ab abe eine 


Deklaration!" gerechtfertigt., Durch diese "formelle Deklaration" sollte 
der Berinn sofortiger Besprechungen ueber Massnahmen gemeinsamen Vicer- 
standes zeen irzendwelcher Bedrohung “er 
europaeischen Staates anzekuendist werden, Darueber hinaus 
von Premierminister Chamberlain am 17. Maerz in Birmingham “chaltene 
britischen Aussenministers Lor? Halifax vom 20. 
ser im Oberhaus ~ehalten hat, eine Einstellung erkennen 
polnische ne ierun; 
Und in der Tet so lte «ie bereits am 21. 

von cer britischen Regierung cen Re ierunzen in "arscha 
kau vorzeschl»csene ‘babe einer "zemeinsamen formellen Deklaration! 
Anfang von langwierigen Besprechun. en werden, ren Ziel es war, um 


一 


Deutschland einen eisernen Ring zu legen, Ms var daher von vornherein 
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klar, dass unter diesen Umstaenden zweiseitige Verhandlungen zwischen 
der deutschen und der polnischen Regierung jedenfalls waehrend der Dauer 
dieser Besprechung nur noch zerinze Aussicht auf Erfolg haben konnten, 
Trotzdem hat die deutsche Regierung in einem weiteren bereits von dey 
Ankl: gevertretung vorgelegten Memorandum, welches am 28. April 1939 im 
polnischen Aussenministerium ueberreicht wurde, ihren Standpunkt voellig 
klarzelegt und noch einmal Cie Bereitschaft zu witeren Verhandlungen 


^ 


festgestellt., Der Inhalt dieses Memorandums einschliesslich der im Maerz 
1939 zemachten Vorschlaege wurde von Adolf Hitler in der Reichstaysrede 
vom 28, April 1939 der Oeffentlichkeit bekanntgegeben. 

Die polnische Regierung hat als Antwort auf das Memorandum der 
deutschen Regierung vom 28. April 1939 cine Denkschrift am 5, Mai 1939 
ucberreicht, welches ebenfalls bereits yon der Anklage vorgelegt wurde, 
Der Inhalt dieser Denkschrift enthielt noch mehr als die frucheren Noten 
der polnischen Regierung eine vocllige Ablehnung der von Deutschland zur 
Loesung des Korridorproblems und der Danziger Frae zemachten Vorschlaegc 

Die am 21, Maerz 1939 zwischen London, Paris, Warschau und Moskau 
beronnenen Verhandlungen mit dem Ziel eines ausschliesslich gegen 
Deutschland gerichteten Buendnisses nahen nicht den gewuenscht sn Ver- 
lauf. Auch die m U, August 1939 nach Moskau ;esanóüten franzoesisghen 
und britischen Militaermissionen konnten die dureh offenbar weitzehende 
politische Meinungsverschiederheiten entstandenen Schwieri skeiten nieht 
aus dem Were racumen, Es kann dahingestellt bleiben, weichen Anteil da- 
bei die Tatsache hatte, dass Polen, das von Ensland, Frankreioh uni der 
Sowjetunion garantiert werden sollte, sich offenbar weigerte, militaeri- 
schen Beistand seitens der Sowjetunion anzunehmen. Ts kann aueh dahin- 
„estellt bleiben, ob es richtig ist, was der sowjetische Aussenkommissar 
Molotow auf der ausserordentlichen Tagung des Obersten Sowjets vom 31, 


August 1939 behauptet hatte, dass naemlich Fngland dic Bedenken Polens 


nicht nur nicht zerstreut, sondern im Se,enteil unterstuetzt habe, 
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Wichtiger erscheint vielmehr, auf die grundssetzlichen Meinunzsverschie- 


lenheiten einzusehen. Und hier vermag eine Darstellung einen Fin:erzeiz 
zu geben, die der fruehrere britische Botschafter in Berlin Sir Nevile 
Henderson in seinem kurz nach Kriegsausbruch erschienen Buch "Failure of 
a Mission" gegeben hat. Er schreibt dort woertlich (Zitat): "... Anderer 
seits schien die erfolgreiche Beendigung der Verhandlungen zwischen Lon- 
don - Paris und Moskau noch weiter entfernt als je, Fs war 
Me britischen und franzoesischen Militaermissionen ihre Koffer fuer 

ach Moskau packten, ils sie tatsaechlich am 11. Auzust dort anka- 
men, waere es nur natuerlich gewest o Folgerung zu ziehen, dass 
lin, obwohl er den g oesstmoewlichsten Vorteil fuer Russland heraus- 
schlazen wollte, sich endlich entschlossen habe, mit di Westmaechten aui 
die eine oder andere Weise zusammenzuarbeiten, 

sionen zu verhindern. Aber dagegen musste man die beunruhigence 
ntwicklung halten, dass Moskau ganz unverhuellt den Teufelsfuss zeicte 
und freie Hand in den baltischen Staaten forderte. 

Russland's wirkliches Ziel wurde dadurch klar unc la das Deutsehe 
Reich heimlich interessiert war, neigte sich die Waage hwer zuun;unstei 
ler Westmaechte. Sie konnten nicht Fhre und Freiheit kleiner, aber wnab- 
haengizer Staaten sls Tauschmittel verwenden, waehrend Deutschland dies 

kann nur hoffen, da inmal diese Frage aufgeklaert wercen wir 
ob Stalin von Anfang d imlichem Einverst-^endnis mit Hitler war mit 


der Absicht, die Verhandlungen mit uns so lange auszudehnen, 


bis das Deutsche Reich zum Lossehl^zen bereit war, oder ob er mit 
Deutschland und uns Katze und Maus spielte, Ich selbst neire zu letzterer 


Ansicht. Aber auch ich kann nur raten, und ich bin ausserdem voreinse- 
nommen. Von Anfang an betrachtete ich die russischen Verhandlungen 
etwas, was versucht werden musste, aber dem jeder Wirklichkeitssinn 


te. Ich habe niemals an eine wirksame und selbstlose Hilfe seglaubt, 


den Polen von seiten Russland oe eben werden wuerde, 
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Meine groesste Hoffnung war, dass falss cie USSR der Friedensfrort, 
wenn auch nur mit halber Ueberzeugung beitrnt, Hitler nach dan Grundsatz, 
dass Vorsicht die Mutter cer Weisheit ist, handeln und sich zu friedlich: 
Auseinandersetzungen bequemen werde. Ich war aber immer der Meinung, dass 
es Moskau's Hauptziel war, Deutschland in einen Krieg mit den Westmaech- 
ten zu verwickeln mit einem allgemeinen Ruin als Resultat, um dann als 
der larhende Dritte diesem Konflikt zwischen ihnen zu weberleben, ee 
(Fnde des Zitats). 

Tatssechlich hatte sich inzwischen folzendes ereignet: 

Auf dem 18, Kongress der kommunistischen Partei am 10, 
hat cer Vorsitzende bs Rates der Volkskommissare der UdSSR Stalin eine 

sehalten, in der er andeutete, dass die Sowjetregierung e fuer 
moeslich oder fuer wuenschenswert halte, auch mit Deutschland zu einem 
besseren Verhaeltnis zu gelangen. Von Hitler wurde diese åndeutung auch 
lurchaus verstanden. 

In aehnlicher Weise hat sich Aussenkommissar Molotow in seiner Rede 
vor dem Obersten Sowjet vom 31. Mai 1939 ausgecrueckt. Die daraufhin 
zwischen der deutschen und der sowjetischen Regierung einseleiteten Ver- 
handlungen hatten zunaechst den Abschluss eines 
Handels- und Kreditabkommens zum Ziel. Dieses Abkommen wurde am 197. 
August 1939 in Berlin unterzeichnet, Aber schon waehrend dieser Wirt- 
schaftsverhandlunren waren auch Fragen allgemein politischer Natur be- 
handelt worden, die nach einer Meldung der sowjetrussischen Nachrichten- 
Acentur "Tass" vom 21. August 1939 den Wunsch beider Parteien erkennen 

aenderung ihrer Politik herbeizufuehren und den Krieg 
durch Abschluss eines Nichtansriffspaktes zu bannen, Dieser Nicht^n- 
yriffsvertraz wurde in der Nacht vom 23. auf 24. August 1939 in Moskau 
unterzeichnet, also, wie die Reweisaufnahme in diesem Prozess ergeben ha 


2 Tare vor den fuer die Morgenstunden des 26, August 1939 befohlenen An- 


ri ff der deutschen Armeen rezen Polen. Neben diesem Nichtangriffsvertra 





wurde als dessen resentlicher Bestandteil ein 


unterzeichnet, Auf Grund des Ergebnisses der 


auf Crund attlichen Versicherun; 


Auswiertigen Amt Dr. 


der Rechtsabteilung im 


Zeurensussa‘e des Staatssekretaers im 


Weizsaecker un ler Frklaerunzen 


+ 


und Jodl kann fol:ender Inhalt des Geheicen 


estellt erachtet werden: Fuer cen Fall ine 


Umzestaltung in cer baltischen Staaten 


n 


Mstlanc und Int 


ten Finnland, 


union fallen, 


lc 


AMO 


Deut schlan 


} 


Fuer das en wur 


Weichsel unc 


union fallen, w 


Demarkationslini¢ 73 


gehoeren sollten. Im u 


des Inhalts getroffen, 
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'elun; etreffenden 


nehmen handeln werden., Hinsichtlich 


Abgrenzung der beiderseiti.r 
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men, dass von sowjetischer Seite 


waehrend von deutscher Seite 
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Staatssekretaers von W 
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abkommen eine voellige Neuregleung 


Schicksal des polnischen Staates in sich sch 
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"Geheimes Zusaitzprotokoll" 
isaufnahme, 


Botschafters 


'uswaerti 


von Ribbentror 


ckla 


‘t= 


r territorinl-politischen 


bieten soll- 


r Sowjet- 


n zur interessensphaere 


‘om Einver- 


as wurde eine 


in ise vor 


DC6SSarub 


an 


S 
n 


he Desinteressement in 


S 


acnitlicher Zeugen, 


es Geheim- 


ing 


kuenftige 
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Die nach Abschluss des deutschesowjetischen Nichtane 
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griffvertrages und des dazugehoerenden geheimen Zusatz pro 


tokolls gemachten Anstrengungen doch noch mit Folen zu eine 


Verstaendigung in der Frage Danzigs und des Korridors zu 


gelangen, sind fehl geschlagene Der Beistandspakt, welcher 
am 25, August 1939 zwischen Grossbritannien und Polen g0% 
schlossen wurde, hat den Kriegsausbruch nicht verhindert, 
sondern nur noch um einige Tage verzoegerte Ich habe nicht 
die Absicht, im einzelnen auf die diplomatischen Verhand- 
lungen einzugehen, dic nach Abschluss des deutsch-sowjoetl- 
schen Vertrages vom 25. August 1959 noch gefuehrt wurden, 
um doch noch zu einer Einigung zu gelangen« Eines kann aber 
wohl mit Sicherheit gesagt werden: War schon die einseitie 
ge Garanticerklaerung Englands vom 31, Maerz 1939 dazu ane 
getan, die an sich schon bestehende Unnachgiebigkeit dor 
polnischen Regierung gegenueber den deutschen Vorschlaegen 
zu steigern dann musste ein Boistandspakt mit Grossbritane 
nien erst recht sich gegen oino Vorhandlungsboroitschaft 
auf soiten der polnischon Regicrung auswirkone Dor liissor- 
folg dor zwischon Doutschland und Folen gofuchrton Vor- 
handlungon kann umso wonigor uoberraschon, wenn man sich 
dio Bokundungon des 4ougon Dahlerus vor dicsom Tribunal 

vor Augen haclte Hat dicser Zeuge doch bostactigt, dass der 
polnische Botschafter in Berlin Lipski am Zle August 1959 
erklaort hat, dass or nicht daran interossiort soi ucbor dic 
Vorschlaoge der deutschen Rogicrung zu vorhandolne Ër bow 
gruondote dicse ablohnondo Haltung damit, dass im Fallo 
oinos Ériogos in Doutschland cine Rovolution ausbrechon 


und dio polnische Armoe auf Berlin marschicron wordo e 
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Was immer auch die Naehrichten gewesen soin mocgon, 
die die englische Regierung mit zum Abschluss 
mit Polen veranlasst haben und die vielleicht auf einen Riss 
in dem deutsch-itelienischen Buendnis und auf Zorsetzungs= 
erscheinungen im deutschen Staatsgefuoge hindeuteten = ich 
nehme hier Bezug auf die Angaben des Zeugen Dahlerus 

- die Zukunft sollte zeigon, dass de 


logungen in 
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len Tatsachen keine Bezruendunz fanden. 

Als am 1. September 1939 der Krieg zwischen Deutschland und Polen 
ausbrach, handelte es sich zunaechst um einen lokalisierten Konflikt 
zwischen zwei europaeischen Staaten. Als aber am 3, September 1939 Gross- 
britannien und Frankreich an Deutschland den Krieg erklaerten, weitete 
sich der Konflikt zu einem europaeischen Krieg nus. Zu einem Krieg, ‘er 
wie alle modernen Kriege zwischen Grossmaschten bei der segenwaertiren 
mangelhaften internationalen Organisation und nach dem vor llisen Zusam- 
menbruch des Systems cer kollektiven Sicherheit von ànfan; an di 
lenz in sich trug, sich zu einem allgemeinen Weltkrieg zu entwickeln, 
Dieser Krieg sollte unermessliches Leid ueber die ganze Menschheit brin- 
‘on und als am &, Mai 1945 cer Krieg in Europa mit cer becincunjslosen 
Kapitulation Deutschlands sein Ende fand, hinterliess er ein Europa 
in Truemmern, 

Acolf Hitler hat cen Zusammenburch Deutschlands unc elinzungs- 
lose Kapitulation nicht mehr erlebt, Vor den Schranken des Gerichts aber 
stehen 22 ehemalige Fuehrer "es nationalsozialistischen Deutschlands, um 
sich zu verantworten gegen die Anklage, in Ausfuchrung eines gemeinsamen 
Planes ‚Verbrechen geen cen Frieden, gegen die 
und geren die Menschlichkeit beziınzen zu haben. 

Grundlage ces zererwaerti:-en Verfahrens ist cas so renannte Londoner 
Abkommen, das am 8, Ausust 1945 zwischen der Regierung von Grossbritan- 
nien un? Nord-Irland, der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika, 
der provisorischen Regierung der franzoesischen Republik und der Re- 
Jerung der Union cer Sozialistischen Sowjet-Republiken ab,eschlossen 
worden war, Auf Grund ses Abkommens wurde cas gegi artire Tribunal 
‚bildet, dessen Zusammensetzun:, Zustaendigkeit und Aufgabe in dem Sta- 
tut fuer den Internationalen Militeergerichtshof festgelegt 


einen wesentlichen Bestandteil des Abkommens der genannten 4 Rerierungen 


vom 8, Aurust 1945 bildet, Das Statut fuer den internationalen 
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Militaergerichtshof enthaelt jedoch nicht nur Bestimmungen ueber die 
Zusammensetzung, die Zustaendigkeit und die Aufgaben des Tribunals, Es 
sind daneben — und das sind die wichtigsten Teile des Statuts ~ auch 
Vorschriften materiell-rechtlichen Inhalts enthalten, Das gilt vor 
allem von Artikel 6, welcher die Begriffsbestimmungen der Verbrechen 
gegen den Frieden, der Kriegsverbrechen und der Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit mit allen ihren einzelnen Tatbestandsmerkmalen enthaelt, 
Als strafgesetzlicher Tatbestand ist vor allem auch der Absatz 3 des Are 
tikels 6 des Statuts anzusehen, welcher im einzelnen die Merkmale 

der sogenannten Verschwoerung aufzashlt. Als materiellrechtliche Vor»  : 
schriften sind weiter die Artikel 7, 8 und 9 des Statuts anzusehen, 

Im Hinblick darauf, dass sich das Statut fuer das Internationale 
Militaer-Tribunal nicht darauf beschraenkt, in allen Fragen des materi- 
ellen Rechts sich auf das geltande Voelkerrecht und die allgemeinen 
Grundsaetze des Strafrechts wie sie sich aus dan Recht NM ei Lie 
sierten Staaten herleiten, zu beziehen, dass im Gegenteil das Statut 
nicht nur die Gerichtsverfassung und das Verfahren regelt, sondern auch 
Vorschriften ueber das materielle Recht enthaclt, hat sich die Vertei- 
digung bereits zu Beginn des Verfahrens veranlasst gesehen, auf diese 
aussergewoehnliche Tatsache hinzuweisen, In der Tat sind in dem gegen 
waertigen Verfahren die Richter nicht nur von Staaten bestellt, die in 
diesem Krieg die eine Streitpartei gewesen sind, sondern diese eine 
Streitpartei ist zugleich Schoepfer der Gerichtsverfassung, Darusher 
hinaus werden in ihrer Hand nicht nur die Funktionen des Anklaegers und 
Richters vereinigt, sondern diese eine Streitpartei ist auch Schoepfer 
der Strafrechtsnormen, Es bedarf keiner besonderen Begruondung, dass 
damit grundsaetzliche Fragen jedes Strafgerichteverfahrens und der Ge~ 


richtsbarkeit schlechthin angeschnitten werden, Es wuerde aber auch 


keine Verteidigung ihre Pflicht erfuellen, wenn sie nicht die Ueberein- 


stimmung dieser Strafrechtsnormen des Statuts mit dem geltenden Voel- 


kerrecht und 





(pm 


AUS 


und den anerkannten Grundsastzen des Strafrechts, wie 


en Staaten herleiten, 


Ich werde zu den einzelnen hier 
Pruefunz der inkl: 

jetzt auf fol endes hinzuweis 
lie Anklaceschrift alle Einzelheit: thalten soll, in denen der 
bestand der Beschuldisungen zefunde Nach dem Sinn und Zweck 
Vorschrift kann “arunter nur versta 'esehrift ir 
tatsaechlicher Hinsicht so substantiicrt sein muss, dass ei ån- 
wendung der erweitert Haftunzs-rundsaetze der von 


teten Verschwoerur ler Umf: Verantwort lichkeit 


ten in t 


Anklareschri ft stellt eine 
iaraus ersichtlich ist, welche Beschuldi gun 
weni 
antiierte Darstellung in tatsaechli- 
cher Hinsicht. In diesem Anhang we 1 lediglich die Stellungen bezeich- 


net, die der cinzelne Anrcklarte innegeh ite Im uebrigen wird Bezug 


hier cenommen auf die abstrakten einschlacrizen Bestimmunsen Jes Artikels 


inkla reschrift selbst wird dem Angeklagten Hess zum Vorwurf 
gemacht, die Machtergreifung der sogenannten Naziverschwoerer und die 
Befestigung ihrer Kontrolle ueber Deutschland, ferner die militacrische, 
wirtschaftliche und psychologische Vorbereitung auf 
zu haben, Es wird ihm weiter zur Last 
und Vorbereitung von Angriffskriezen und Kriczen in Verletzunge 


nationaler Vertraeze, Abkommen und Zusicherungen und an der Vorbereitung 
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und Planung aussenpolitischer Plaene der sogenannten Naziverschwoerer 
teillgenommen zu haben. |Endlich wird behauptet, dass er die in Anklage- 
in 


punkt 3 angefuehrten Kriegsverbrechen und die/Anklagepunkt 4 angefuehrten 


Verbrechen gegen die Humanitaet genehmigt, geleitet und an ihnen teilge- 


nommen zu haben. 


Anklagepunkt 1 der Anklageschrift behandelt den sogenannten gemein- 
samen Plan ‘der Verschwoerung. Danach sollen alle Angeklagten mit ver- 
schiedenen anderen Personen waehrend eines Zeitraumes von Jahren vor dem 
8. Mai 1945 als Fuehrer, Organisatoren, Anstifter und Nittaeter an der 
Ausarbeitung oder Ausfuehrung eines gemeinsamen Planes teilgenommen habeı 
der darauf abzielte oder mit sich brachte die Begehung von verbrechen 

zen den Frieden, die 

gen die Humanitaet, 
kriege geplant, vorbereitet, entfesselt und gefuehrt 
dieses gemeinsamen Planes Kriegsverbrechen und Verbrec 
Menschlichkeit begangen hactten. 

Straftatbestaende kennt - 
die Kriegsgebrasuche und 

gegen die Mensehlie keit - enthaclt die Anlaseschrift deren vi 
der Anklageschri ft wird der gemeinsame Plan oder Verschwoerung zu einem 


Aw) 


eigenen und selbstaendi en Anklagepunkt, ohne dass dafuer das Statut 
eine ausreichende Begruendung gibt. Es kann dahingestellt bleiben, ob 
im anglo-anerikanischen Recht die Verschwoerung ein besonders geartcter 
Deliktstatbestand is Im Hinblick darauf, dass das Statut weder das 
anglo-amerikanische noch das kontinctale Recht angewendet wissen wi i, 
sondern seinerseits Strafnormen und zwar solche sui gcneris aufgestellt 
hat, ist insoweit nur der Wortlaut und der Sinn des Statuts selbst mass- 
gebend. Nachdem aber in Artikel 6 Absatz 3 des Statuts ausdruecklich von 


dem Entwurf oder der Ausfuehrung eines Planes zur Begehung eines Ver- 


brechens gegen den Frieden, gegen die Kriegsgebrasuchs oder gegen die 
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Menschlichkeit gesprochen wird, kann es wohl keinem Zweifel unt rliegen, 
dass es einen selbstaendigen Straftatbestand, wie er in Anklagepunkt 1 
der Anklageschrift unter der Veberschrift gemeinsamer Plan oder Ver- 
schwoerung behauptet wird, jedenfalls unter Zugrundelegung der Bestim- 
mungen des Statuts nicht geben kann, 

Nachdem dem Angeklagten Hes lle 4 Punkte der Anklageschrift zum 
Vorwurf gemacht werden, ist es zunaechst notwendig, zum Anklagepunkt 1 
Stellung zu nehmen: 

Die Anklage stellt dic Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter- 
partei, deren Fuehrer Adolf Hitler im Jahre 1921 geworden war und der 
sich auch der Angcklagte Rudolf Hess eits im Jahre 1921 angeschlossen 
hatte, in den Mittelpunkt des von ihr bi haupteten gemeinsamen Planes oder 
Verschwocrung. Die A age behauptet anscheinend selbst nicht, dass das 
Parteiprogramm der NSDAP. fuer sich allein schen verbrechorisch sei 
Nacher auf diese Frage einzugehen erscheint umsoweniger notwendig, als 

der Folgezeit und im taeglichen politischen Leben das farteipro,sran 
bei weitem nicht die Rolle gespielt hat, die man vielleicht vermuten 


f 


koennte, Im uebrigen hat die Beweisaufnahme, was i ie Stellung und den 
Aufstieg der NSDAP. anlangt, eindeutig ergeben, dass bis 4 30, Januar 
1933 die nationalsozialistische Partei eine Partei neben anderen Far elei 
war, dass sie mit den gleichen gesetzlichen Mitteln wie die anderen Par- 
teien fucr die Durchsetzung ihrer Ziele gekaempft hat, dass sie nicht zu 
letzt ihren Aufstieg der Tatsache zu verdanken hat, dass mit als Folge 
der Reparationspolitik der Siegerstaaten von 1919 Deutschland in den 
Jahren 1931/32 einen wirtschaftlichen und sozialen Niedergang von cinem 
ungewoehnlichen Ausmass erlebt hat und, dass endlich am 30. Januar 1933 
die Partei in Anwendung der Bestimmungen der Reichsverfassung als 

ste Partei mit der Regierungsbildung beauftragt und ihr Fuehrer Ado 


Hitler zum Reichskanzler ernannt warden war, Wachrend der sogenann 


Kampfzeit hat die Partei wie alle uebrigen P rteien auch offen fu 
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von ihr vertretenen Grundsaetze gekaempft und die Anklage konnte im Be- 
weisverfehren kein einziges Beweismittel vorlegen, das irgendeinen Rueck- 
schluss darauf zuliess, dass unter Anwendung ungesetzlicher Mittel die 
Partei und ihre Fuchrer Teilnehmer eines gem men Planes gewesen wae- 
ren, der auf den Beginn eines Angriffskrieges abzielte, Tatsaechlich 
braucht man sich auch nur die polit: sche, wirtschaftliche und militaerisch 
Lage vor Augen zu halten, in der sich Deutschland in den Jahren nach 
endigung des ersten Weltkrieges befand, um zu erkennen, wie abw gig 
Annahme einer derartig ‚uf den Beginn eines Krieges abzielen 

fucr die damalige Zeit ist. Die in der Anklageschrift vertretene Auffas- 


sung beinhaltet aber nicht nur eine voellige Verkennung der wirtschaft- 


und militaerischen Verh: se, denen sich Deutsch- 


diese Auffassung verrnet auch 
jeder Politik, 

Als dann Adolf Hitler als Fuehrer der staerksten 
ar 1933 vom Reichspravsidenten von Hindenburg zum Rei 
worden war, koru es sich fwr ihn ur. seine Regierung, an der auch 
andere Parteien beteiligt waren, nicht darum handeln, in voelliger Ver- 
kennung der politischen und vor allem wirtschaftlichen Gegebenheiten an 
den Fntwurf eines gemeinsamen F 23 mit dem Ziel eines An; 
heranzugehen, Dic Aufgaben, die der deutschen Reichsregierung 


1 
i 


stellt waren, ergaben sich ohne weiteres aus der Tatsache, dass fast 7 


Millionen Arbeitslose in Deutschland in Arbeit gebracht werden mussten, 
Wie der Zeuge Dr. Lammers bekundet hat, war die Bes itigung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Not tatsaechlich die Frage, die den groessten 
Raum bei der ersten Kabinettssitzung eingenommen hat, Von einem gemein- 
samen Plan mit dem Ziel eines Angriffskrieges war mit keinem ei 


Wort die Rede und es ist in der Tat unmoeglich sich vorzustellen, d- ss 


unter den damaligen Umstaenden such nur ein Mitglied der Regierung einen 
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derartigen Gedanken in irgendeiner konkreten Form in Erwaegung ziehen 


konnte, Im uebrigen steht fest und zwar auf Grund der 


ce 


o 


gen Dr. Lammers und anderer Zeugen, dass de 
binettssitzung und die dort gefassten Beschluesse in der ficgierungser- 
klaerung vom 1, Februar 1933 enthalten ist, die in Form eines Aufrufes 
der Reichsregierung an das Deutsche Volk verkucndet worden ist, 
Das erste Ziel der von der Anklage behaupteten Verschwoerung 

nach dem Inhalt der Anklageschrift die 
den Versailler Vortrag auferlegten Ruestungsbeschraenkungen, Zu 
Frage habe ich bereits Stellung genommen, /Sofern man nicht ueberha upt 
der Auffassung ist ass der gesamte Versail ertrag im Hinblick auf 

voelkerrechtswidrige Drohung, 
nichtig angesehen werden muss, hat doch mindestens mit der endgue 
Weigerung der Siegermaechte un auch ihrerseits entsprechend der im 
trag uebernommenen Verpflichtungen abzuruesten, das deutsche 
Recht erhalten, eine Angleichung der Ruestungen durch eig 
ruestung zu erreichen, Dies ist nicht etwa heimlich gesc 
osffentlich durch Verkuendung des Gesctzes ueber die Wieder: 
der allgemeinen Wehrpflicht vom 16, Maerz 1 
lei Beweismittel fuer ihre Behauptung vorlegen k 
setz im 7usammenhang und in Ausfuehrung eines g 
die Entfessclung eines Angriffskrieges gerichtet war, erlassen worden 
ist. Der Zweck dieses Gesetzes war vielmehr ausschliesslich der, 16 Jahr: 
nach Beendigung des 1, Weltkrieges die "l»sichberechtigung Deutschlands 
wenigstens in dieser Frape herzustellen, In diesem Zusammenhang ist kurz 


auf ein Dokument einzugehen, das die Anklage mit neun anderen Dokwnenten 


sogenannten Schlussseldokumenten vorgelegt hat und die in erster Linie 


den Nachweis fuer das Bestehen des ‘nkla ges ift behaupteten 


gemeinsamen Planes dienen solle 's ist di die Niederschrift ueber 


> 


die Besprechung in der Reichskanzlei vom 5, November 1937, USA-25 (386 





Wie dem Cericht bekannt ist, handelt ep sich 


liche Wiedergabe der Ausfuehrungen Adolf 


richt des Überst Hossbach, den dieser 5 Tage 


3 


November 1937 angefertigt hat, Ich beabsichtige nic! 


1 


halt dieses Dokumen 


nm 


gen der Angeklagten Goering und Raeder im Zeugenst: 


erwaehnt, dass Hitler bei dieser Ansprsche vor 


Aussenminister einen Zeit 


ue 
Dia 


dem damaligen 
in keinerlei Uebereinstimmung mit den 
erscheint sogar das 


umrissenen Planes 


Sicherheit kann ledig ein Schluss dem Iu! 


rden, dé bis zum 5, November 1 


friedliche Loesung der durch den Vers: 


on territorialen Fragen gedacht hat, 


3eginn eines 


Tae ein 
ag ein 


1 
Avs 
LU 


ter Plan schon nicht bestanden 


> 


ist aber auch noch anderen Grunde bemerker 


^ 


DEE I 


e 
Al 


= 


sinnt mit der Feststellung des Fuehrers, 


schri ft 
der heutigen Besprechung von derartiger 


anderen Staaten wohl vor da 


rte, er -der Fuehrer- sache 


tung der Materie davon ab, diese in 


netts zum Besprechung zu 


IW RE 
machen", / S 


(Stellt bleiben, inwi ew it andere Fragen vom Jahre 


kabinett in Kabinettssitr ungen oder im 


sogenannten I 


Verwaltungsverfahren oder auf dem | der Gesetzgel 


c 


D 


wurden, Mit Sicherheit kann jedoch auf Grund des 


ins 


der Reweisaufnahme und 


Dr. Lammers, aber auch aus einer grossen Anzhal von 


tes einzugehen. Ich nehme hier Bezug 
id. 
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1841 t 
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haben, 


Ya 
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besondere auf Grund der Be 
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Bekundun- 
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sei nur noch 
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jS bestimmten und 
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unwahrscn 
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Dieses 
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Dokumenten, 
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Anklagevertretung selbst vorge st hat, der Schluss gezogen werden, dass 
spactestens vom 5. November 1937 ab alle die Frage Krieg und Fricden 
treffenden Probleme nicht mehr von der Re gierung als Staat 
würden und auch nicht von einem anderen groesseren Kreis 

arbeiter, sondern ausschlie sslich von Adol 

hat dieser Zustand schon 


DUM ii: 
Bekund 


wurden. 
gemeinsame 
Partei und 

es und anderer Zeugen war es vielmeh 
drei Institutionen 
In der Tat 
Dokument irgend 
menarbeitens zwischen de 'eichsrej der Reichsleitung der Partei 
und dem Reichskriegsministorium Zi spneter dem Oberkommando der Wehr- 
macht und den Oberbefehlshabern der Wehrm ichtteile und ihrer Stabschefs 


nteil: Vern ueberhaupt aus dem Ergebnis 


1 ^ > m 
rn werden kann, dan 


Adolf Hitlers verei- 


ausschliesslich ihre Befehle und nw 


>s gerade die Politik Hitlers war, eine 
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selbstaendize Zusammenfassung dieser Institutionen zu verhindern, So ist 
es auch zu erklaeren, dass in allen Fragen politischer oder militaeri- 
scher Natur nur die Dienststellen befasst wurden, die unmittelbar mit der 
Ausfuehrung der gestellten Aufgabe zu tun hatten, Aussaemtlichen von der 
Anklage vorgelegten Dokumenten ergibt sich ferner, dass es sich in aller 
Regel bei Besprechungen, die unter dem Vorsitz Hitlers gefuehrt wurden, 
nicht um Besprechungen handelte, wie sie vielleicht in parlamentarischen 
Demokratien ueblich sein moegen, sondern im wesentlichen um nichts anderes 
als eine Befehlsausgabe. Es ist nicht notwendig, im einzelnen auf die Dar- 
stellungen einzugehen, die fast saemtliche Angeklagten ueber ihr Verhaelt- 
nis zu Adolf Hitler gegeben haben und es ist auch nicht notwendig, zu den 
Bekundungen Stellung zu nehmen, die eine ganze Reihe anderer Zeugen ueber 
die Stellung Adolf Hitlers im deutschen Regierungssystem eingenommen bat. 
Fines kann mit Sicherheit gesagt werden: Spaetestens vom 5. November 1937 
ab war die Stellung Hitlers eine derart ueberragende und die Behandlung 
aller entscheidenden politischen und militaerischen Fragen durch aus- 
schliesslich ihn allein so zweifelsfrei, dass allein schon aus die 
Grunde fuer die Annahme eines gemeinsamen Planes kein Raum mehr vorhanden 
sein kann. 

Ebensowenig wie an der Fuehrerbesprechung in der Reichskanzlei vom 
5, November 1937 (USA-25) hat der Angeklagte Rudolf Hess, obwohl er der 
Stellvertreter des Fuehrers war und fuer den Bereich der Partei der 
hoschste politische Leiter, an keiner einzigen von der Anklage als we- 
sentlich fuer den Nachweis des Bestehens eines zemeinsamen Planes als 
beweiserheblich bezeichneten Besprechungen oder an einer sonstigen po- 
litisch oder militaerisch wichtigen Entscheidung mitgewirkt oder teilge- 
nommen. Das gilt z.B. auch fuer das naechste von der Anklagevertretung 


vorgelegte Beweisstueck USA-26 (388-PS). Fs ist das die Chefsache Fall 


"Spuen" Tschechoslowakei. Ohne nacher auf dieses Dokument eingehen zu mues 


sen kann doch ohne weiteres gesagt werden, dass es sich hier um eine reine 





INN 


Generalstabsarbeit handelt, die zunaechst nur als Studie gedacht war und 
die dann zu einem echten Operationsplan ausgearbeitet wurde. Dieser Ope- 
ratioasplan wurde nicht in die Tat umgesetzt, die Akten zu dem Fall Gruen 
schliessen vielmehr mit der Weisung Nr.l des Fuehrers und Obersten 
fehlshabers der Wehrmacht, die sich auf die Besetzung der auf Grund 
Muenchener Abkommens vom 29. September 1938 von der Tschechoslowakei 
getrennten sudetendeutschen Gebiete bezieht. Unter 
uebrigt es sich, n2eher auf iben des Chefs des Oberkommanac 
der Wehrmacht an den Stellvertreter des Fuehrers 
einzugehen, das si benfails 
und sich auf die Durchfuehrung von Mo 
ohne Ausgabe des l'obilmachungsb: 
wortes durchgefuch wcrden sollten. 
Wes ich bereits 

gleichen Weise fuer das Do 
sogenanntes Schluesseldokument und Cogenstand die Unterrichtung 
der vberbefehlshaber der Wehrmachttelle und aer efs der Generalstuche 
durch den Fuehrer 
Inhalt und die Bedeutung und auch auf den Beweiswert auch 
eingehen zu wollen - der Vortrag des Fuchrers schloss nit 

kleinen Studienst Ms beim Oberkommando der 'chrna^e 

diesem Dokument mit aller Deutlichkeit, dass 
der Form, wie er von der Anklage behauptet wird 

haben kann, vor allem nicht zwischen den jetzt vor Gericht 
stehenden Angeklagten. Auf dieser Besprechung beim Fuehrer - in 
war es keine Besprechung, sondern eine Unterrichtung und 
hat kein einziger Minister oder Beamter der zivilen Verwaltung teilze- 
nommen e. 


Die naechsten drei von der Anklagevertretung als Schluesseldokumente 


vorgelegten Urkunden beziehen sich auf einen und denselben Cegenstand, 
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naemlich auf die Rede \dolf Hitlers vor den Oberbefehishebern 
macht am 22. August 1939. Fs handelt sich un folgende Dokumente: 


E 


USA-28 (L-3), USA-29 (PS-798) und USA-30 (PS-1014). Ich wili 

len Beweiswert dieser Dokumente nicht naeher eingehen, obwohl 
sichtlich ist, dass es sich hier nich um gleichwertige Dokumente 
kann und obwohl voellig klar ist, dass es sich hier nicht um cinc 
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nur einigermassen zutreffende 
handeln kann. Ts laesst auch keines Wes Dokum erkennen vor 
verfasst wurden. Darueber hinaus weichen die Darstellungen sowohl d 
Umfang als Die vollstaen- 
digste Jokument USA-29 
zu enthalten. Und hier ist wiederum der Schl. an bermerkenswertes 
einigermassen beleuchtet dk das 
Hitler ueberhaupt erst in dies: 
Rede vor den Überbefehlshabern zu halten, Zitat: "Ich war ucberzeuj 
Stalin nie auf das englische Angebo ingenen wuer 
der Erhaltung Polens und dann weiss 
‘st, einerlei, ob seine Solda 


|ggebend., 
enhan;; 

politische Gespraech gekommen, Vorschl: 
kam ein universaler Vorschlag von Russland, Vor vier Tegen habe ich cinen 
besonderen Schritt getan, der dazu fuchrte, dass Russland gestern antwor- 
tete, es sei zum Abschluss bereit, Die persoe 
ist hergestellt, Von Ribbentrop wird uebermorgen 
Nun ist Polen in der 
‘uch bei dieser Fuchrerans 


Minister oder Parteifuehrer anwesend, insbesondere auch nicht der Angek 


te Rudolf He as gleiche gilt von dem Dokumer 
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Cecenstand dieses Dokuments ist eine Besprechung beim Fuehrer am 23. N 


, 


venber 1939. Aus diesem Dokunent ergibt sich, dass auch hier wi 


Oberbefehlshaber der 'ehrmecht versammelt waren, 
Fuehrers fuer die bevorstehnenden Operationen im Westen entgegennahmen. 


seldokument ist Beweisstueck USA-31, nsemlict 


Barbarossa. Ts handelt sich hier um eine 
os Fuehrers und Obersten Befehlshabers der Wehrmacht, die ausschliess 


militzerischen Charakter trug und nur fuer den Bereich der Wehrmacht be- 


stimt wer. Irgendeine Beteiligung ziviler 


memlich durch 
Weisung von vorneherein aus, 

Auch aus dem Dokument USA-32 (2718-PS), 
Treebnis einer Besprechung zur 


ch b 


^ 


(1881-PS), eine Aufzeichnun 
ischen dem Fuehrer und dem japanischen \ussenninister 


Rudolf Hess oder 


ler Partei konnte bei der Natur 


Besprechung von vornehsrein nicht in Frage kommen. Ftwas anderes « rgibt 


sich jedoch aus diesem Dokument, nac mlich die Tatsache, dass es nicht nur 
D 3 


verfehlt ist, von cinem gemeinsamen Plan mit dem 7iel eines Angriffskrie- 


zes innerhalb Deutschl'nds zu sprechen, sondern dass darueber hinnus kei- 
nerlei engere, politische oder mi'itacrische Zug" en: rbeit zwischen den 
sogenannten Achsenmrechten bestand, jedenfalls soweit das Ve rhaeltnis zwi- 
schen Deutschland und Japan in Frage kommt, 

Welcher Schluss kann nun aus dem Inhalt dieser sogenannten Schluess 


dokumente, die die Anklage selbst als besonders b weiserheblich fuer das 
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chen eines sogenannten gemeinsanen Planes bezeichnet hat, gezogen 


a 


Stellung n 


rden? Öhne zu dem materiellen Reweiswert dieser Dokumente 


en zu wollen, steht auf Grund dieser Aufzeichnungen jedenfalls fest, 
ley Angeklagte Hess bei kei ser Besprechungen bezw. Befchlsausgaben 
nd war. Beruecksichtigt man 
e Tatsache, dass weklagte Rudolf Hess Ger Stellvertreter des 
Fuchrers und damit der oberste politische Leiter und dass er weiterhin 
ptember 1939 ab nich dem i! klagten Hermann Goerin 
4 


stimmt war, 


von der Ali 


urspruen 


Lk r 


x 
wren zen 


Y 
errscnen 


lurehsetzten,. 
im Jahre 1938 und ende mit der Entlassung v 


Fritsch und Becks und im \bschieben des letzten noch 
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wichtigen konservativen Einflusses auf die deutsche Aussenpolitik. 
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Die Feldzuege in Polen; Norwegen} Frankreich und in cen Nieder- 


landen hatten ernste Diversionen zwischen Hitler und den Generalen hin- 
sichtlich der Einzelheiten in der Durchfuehrung der strategischen Plae- 
ne zur Folge. In jedem Fall setzte sich der Generalstab fuer die ortho- 
aoxe Form der Offensive ein, - Hitler dagegen fuer einen unorthodoxen 
Aner? ff, dessen Ziele tief im Feindgebiet lagen. In jedem Fall setzte 
sich Hitlers Auffassung durch und der wirklich erstaunliche Erfolgs 
jedes dieser aufeinanderfolgenden Feldzuege erhoben Hitlers Prestige 
zu einem Punkt, wo man nicht mehr wagte, seiner Ansicht zu widerspre- 
chen, Sein militaerisches Selbstvertrauen wurde grenzenlos nach cem 
Siez in Frankreich, und er begann nunnehr die Gedankenzaenge seiner 
Generale selbst in der Gegenwart juengerer Offiziere zu kritisieren und 
herabzusetzen. So kam es, dass vom Generalstab kein Widerstand vorge- 
bracht wurde, als Hitler seinen schicksalhaften Entschluss fasste, der 
aus dem Osten drohenden Gefahr entgegenzutreten. 

wit dem Kriegseintritt Italiens beabsichtigte Mussolini, unter 
dem Deckmantel deutscher militaerischer Frfolge seine stratezischen 
Plaene hinsichtlich der Expansion seines Imperiums zu verwirklichen. 
Feldmarschall Keitel erklaert, dass cie italienische Krie ;serklaerung 
im Gezensatz stand zu den an Deutschland abgegebenen Erkl^erungen. Bei- 
de, Keitel und Jodl, stimmen darin ueberein, dass sie unerwuenscht war, 
Von Anfang an war Italien nichts als eine Last fuer das deutsche Kriezs- 
potential, Durch die Abhaengigkeit hinsichtlich Oel und Kohle war Ita- 
lien eine bestaendize Quelle fuer Reibungen auf dem Wirtschaftssektor. 
iussolinis einseitige Aktion gesen Griechenland und sein Angriff auf 
Aegypten zwang die Deutschen zum Balkanfeldzug sowie zum Afrikafeldzur 
und hatte die Ueberbeanspruchung der deutschen Kracfte zur Folge, wel- 
che zu einem der Hauptfaktoren der deutschen Niederlage wurde, 

Rs liegt fernerhin keinerlei Beweis vor fuer eine strategische 


Planung zwischen Deutschland und Japan. Der deutsche Ceneralstab erkamie 
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kriegerisch bezei-hnen kann und die den Schluss zulieesen, dass der 


groessere Teil der oesterreichischen Bevoelkerung dem Anschluss zustimnte, 


Was die sudetendeutsche Frage anlangt, so genuegt es hier, auf das Muen- 
chener Abkommen zwischen Deutschland, Grossbritannien, Frankreich und 
Italien hinzuweisen, durch das die Wiedervereinigung der Sudetendeut- 
schen mit dem Reich geregelt wurde, 

Und endlich wurde als drittes Ziel des gemeinsamen Planes die An- 
eignung weiterer Gebiete auf dem europaeischen Kontinent bezeichnet, 
die den Verschwoerern als "Lebensraum" dienen sollten, Die Anklageschrift 
ist in diesem Punkt sehr unklar und laesst jede Substantiierung vermis- 
sen, In der Tat ist aber die Frage des sogenannten "Lebensraums".ein 
Problem, das von cer nitionalsozialistischen Ideologie voellig unab- 
haengig ist und bestimmt wird von der Groesse des Raumes und der Volks- 
zahl. Mit dieser Frage musste sich und muss sich jede deutsche Regie- 
rung auseinandersetzen, Wann ein Argument Hitlers im Deutschen Volke 
einen nachhaltigen Widerhall zefunden hat, dann war es die von ihm er- 
hobene Forderung nach einer nngemessenen Beteiligung des Deutschen Vol- 
kes an den materisllen Gustern der Welt. Diese Forderung erschien umso 
berechtigter, als das Verhaeltnis zwischen der Groesse des Raumes und 
der Volkszahl bei wenig Voelkern so unguerstig ist, wie beim deutschen. 
So treffen z.B. allein im europacischen Russland auf einen Quadratkilo- 
meter 22,1 Finwohner, In den Vereinigten Staaten von Nordamerika be 
traept die Bevoelkerunzsdichte nur 17 Menschen, Und Frankreich, mit 
74,6 Menschen auf dem Quadratkilometer, verfuezt ueber nicht weniger als 
11,5 Millionen Quadratkilometer Raum, Endlich beherrscht Fngland mit 
47 Millionen Einwohnern nicht weniger als 35 Millionen. Quadratkilometer 
Raumes, Demgerenueber verfuerte Deutschland am l, September 1939 mit 
ueber 80 Millionen Menschen bei einer Revoelkerungsdichte von 140 noch 
nicht einmal ucber £00 000 Quadratkilometer, Diese Zahlen sprechen fuer 
sich selbst, Nicht zu trennen von der Frage des Raumes ist eine ange- 


messene Verteilung der 
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wichtigsten Rohstoffe.| Ich brauche ii einzelnen nicht zu begruen 
wie unzureichender Weise dic wichtigsten Rohstsffquellen verteilt sind und 
dass bestimmte Rohstoffe voellig monopolisiert sind. Sicher ist, dass die 
Erbitterung ueber die ungerectte Verteilung der materiellen Gueter der 
Welt im Deutschen Volk um so groesser werden musste, als nicht nur jede 
“tige Revision abgelehnt, sondern darueber Di von der 
in nicht misszuverstehender "eise die Voelker in zwei Klassen 
die "Besitzenden" 
Hohn empfunden werden, 
uebri gen herrschte 
ungten Schwieri 
ellige Auffassung 
'ehocrt, die das Problem des Lebensraums 


4 On 
Le, oO 


durch den Frwerb von Kolonien geloest sc! wol] 


er grossen Rede am 


1 4. ET | ^ 
h Kolonien, 


elkerbund zuru: 


KO lonien elner 


91k auf seinen 
Unruhe sein muss, 
ist, Denn der Hun 


fehl fuer 


Europas auf lange Sicht, 


d darum ist cie Frage der Zuteilun Kolonien fuer Deutschland ein 


Teil im Rahmen des grossen PDefriedungsvorschlages des Fuehrers,.." 


les Zitats) 
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ert worden 
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; et den V ung materiol:en 
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Gucter d it und den politischen 
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Ich beabsichtire 


Taz des Kriegsausbrucnes, "e im Le. Se 


tenden Yoelkerrecht der Kriez als solcher ur 


Anzriffskrie.s ein Verbrechen war. Zu 


‘er Froeffnunvsrede der 


un 


sue hun: “er rechtlichen Seite dieser Fra 


Vorlkerbundspakt noct 110.,,-Pakt 


14 aal e " zt and f 
Schluss zulassen wusr 


laher strafbares Unrecht war. Das 
orarbwortlichkeit 


strafrecht liche 


in 


ewi esen, ASs er 


iem der Grossmaechte, auf 


Qrranis-.tion 


ein Grund fuer cen 


La 


Fr: 'ewesen 


c 


h bis jetzt nicht celunzen 


ein Verfahrer zu schaffen, 


sn Ansprueche der Voelker 


materiellen Guetern der Welt 


erechten Aus.leich d widerstreitenden Intcr 


Es kann sonach schon auf Grund dieser 


chun-en kaum mehr einem Zwei 


fel unt erlie Ny 


des 


len Frieden, wie es in Ar ibsatz 2a 


maessiven Ausdruck gefunden hat, nicht gibt. 


tember 


ieser Souveraenitaetsrec 


essen Sor: 


AC 


Dieser 


II 


Frave einzuz 


lem damals gel- 


1939 unter 


insbesondere ` er inn 


Stellun 


hat ergeben, 


irvendetwas enthalten, was 


Krieges cin krininelles 


Voelkerrecht 


nls juristischer 


antwortläichkeit 


ehrer usw, 


334 
17 


ser unbefrie 
^it Recht wurde bereits 


snitast 


y lr 
H Ulta 


1 


zu verzichten, 


s Voolkurrechts 


‘er 


mit steht eine weitere 


c 


© 


cheint, 


lle Or-anisation un 


onst fuer einen 


trasen wuer 


c 


1 


Untersu- 


iss es ein Verbrechen eren 


Statuts seinen tatbestands- 


Abschnitt ces Artikels 
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Hinzu kommt aber 


des Ceheimen 7usatzprotokoll 


2L. Aucust 1939 zwischen 
^ 


en Finmarsch der 


sich bereits einsatzber: 


3 


1 
i 


imen Zusatzprotoko 


1 


und d 


ii 


zwischen Deutschland 


bildet und fuer d 


S 


qui non war, erfuellt genau 


seinen strafrecl 


las Statuts 


Sachverhalt koennen nur 


weiteres 
yen, 
e fund en 


n Verbrech 


25 


‘ 


satz 


jaetzen des 


© 


Fol lie rich 


n, 
eingetreten, dass rm 


ner \bkommens vom 8, AU 


T t 


den 


Sozialistischen Sowjet Republiken 


r Sowjetunion 


soweit si 


internabic 
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im -eltenden Voelkerrecht ke ine ausreichende 


folsendes: Ich mb den Inhalt 


nun 


s wiedergegeben, das in der Nacht von 23. 


R chlands und der Union 


ilt 


tLerunzen Deut 


sch le 


abe 


it nue berstehen 


S einen Weste 


, 


abse nen Nie ht an; riffs- 


N 


& ir 
oO AALE 


sen Zustandekonmen es eine conditio 


6 


la rtil el 


(lichen 


zwei 


en Zusstzprotokolls 


im 
haben, 


enstatbest 


obereinstimmui 


lg 


ler zemeinsamen Ucberzeu- 


Lk rrechtscemeinsehaft, dann ergi ben sieh 


wenicer schwerwie end sind, 


eine der Sisnatarmaechte ces Londo- 


ns 


ust 1945 in dem vesenwaertiven Verfahren nicht 
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‘nur als Verfasser des Gerichtsverfassungsgesetzes, als 
Schoepfer der Strafrschtsnormen, 218 Anklaeger und Richter 
auftritt - vorauf die Verteiüiger aller Angeklagten in Ane 
sehung der Stellung aller vier Signatarmaechte bereits am 
21; November 1945 hingewiesen haben = sondern es ist da- 
rueber hinaus durch die Bericisaufnahme als erwicsen anzu- 
schen, dass diese cine Signatarmacht auch noch Tcilnchner 
an cinem Plan und Vertragspartner einss åbkom ns ist, wie 
os in Artikel 6 Abs, 2a fucr die dafucr Vsrantvortlichen 
unter Strafe gestellt ist. Dics gilt auch dann, vonn man 
dic in dem Gcheimen Zusatzprotokoll nieäcrsclegten Abma= 
chungen als untcr cincr Di ngung getroffen ansicht, nacn« 
lich fuor den Fall, dass sich cinc Locsung des dcutsch- 
polnischen Konfliktcs auf dem Vorhandlungsiicg als unnocs- 
lich cmiciscn solltce Im Strafrceht sacmtlicher zivilisicre 
tor Voclker ist cs cin allgemcin ancr: 
satz, dcss auch der bedincte Vorsatz, also Cor dolus cvon- 
tualis cinc cehte und dic Strafbarkcit bsgrucnäckäc Schuld. 
form dorstcllt, 

Es kann vocllig ächingestellt bleiben, eb dicser Sach- 
vorhoalt sccmtlichen Sicnatarmacehtcn docs Londoner Abkonm- 
mons von De August 1945 beim “bschluss dicscs Abkormıcns 
und bei der Untcrzcichnung dcs cincn wosontlichen Bestand= 
tcil dos Abkommens bildcnden Statuts fucr Gon Internatio- 
nolcn Militacrzcrichtshof bekannt wer odor nicht, es kann 
auch dahingestellt blcibon, ob des Londoner “bkommen und 
das Statut aus irgendeinen Ruehtsgrund in Hinblick auf den 
vorstchend ccsehilàcrtcn Sachvcrholt als nichtig anzuscher 
sind odcr nicht. Ich beabsichtige auch nicht dic Frago 


zu prucfen, welche roehtlichen “uswirkungon der Inhalt 
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一 


des Gcheimcn Zusatzprotokolls auf den Bestand und die Reoht) 
gucitigkcit dcs dcutsohesoujotisehon Nichtangriffsvertrags 
von 233851939 hat, dcsscn vcsontliehcr Bestandtcil os ist, 
Das Tribunal wird aueh dicso Frage cx officio unter Ane 
wendung dcr Grundsactze zu untersuchen habon; wie sic sich 
aus dem Roeht allcr zivilisiorton Notionon herleiten, In 
jedom Fall widerspricht dor dureh dic Bovciseufnahmo foste 
gostellto Saehvorholt cinem Roehtsgrundsatz; der cinen 
irmancntcn und intcgricronden Bestandtcil jcdor nationalen 
und intcrnationalcn Reehtsordnung und jodor Rcehtsanuone 
dung bildct, dass naonlieh nicmand Richter in cigcnor 5Q= 
chc scin kann, dass nicmand an dor richtcrliehcn Bourtoie 
lung cincs Saehverhaltcs mitwirken kann, wenn cr sclbst 


dcr Tcilnahme an cincr don 
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hti ist, Die Idei Jí 


der Gericht sb tune dieses Grundsatzes 


zur selbstvers 


In der Tat ist es abur nic X lem Plan geblieben, wie er seinen 


Ausdruck in 
cubschen Armeen sich litt: 


ck: 


nnzeichneten 


markntionslinie naeherten, wberschritten die sowjetruttischen Arr 


und besetzten in Jusfuehrun 


sehend der darin vereinbarten 


renzung a 


\cemarkationslinie li 


chungen wurc 
r 1939 in dem zwischen Deutschland ! der Sowjetunion abzeschlos- 
polnischen Stant. 


ar 


"licher Einmischung dritter 


Er trases vereinbarte Grenze weicht nur inso- 


fern von der am ; Ausust 1939 vereinbarten I markationslinie 
lie Woywocschaft Lublin und Teile r Woywodschuft Warschau zur 
Interessensphaere Deutschlands „erechret wur len, 
‘onderune der im Geheimen Zusatzprotokoll von: 23, Aurust 1939 
etroffenen Abmachun en wurde, wie ebenfalls auf Grund des Erzebnisses 
ler Reweisaufnahme in tiesun Prozess feststeht, niedergelegt in einem 


Geheimen Zusatzprotokoll zum í utsch-sowjetischen Gren und Freund- 
I 


schaftsvertrag vom 28, Sentember 1939. a] B. diese 
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Erweiterung der deutschen Interessensphaer: wurde in dem Geheimen 
Zusatzprotokell vom 28. September 1939 vereinbart, dass in Abaenderung 
Protokolls vom 23. Aucust 1939 das Gebiet des litauischen Staates 


Je 


in die Interessensphaere der UCSSr, 
In Ausfuehrung cer an 23, August 193 nd am 28. September 1939 
stroffenen zeheimen Abmachun,en singen die Streitkraefte der Sowjet- 
union am 30. November 1939 zum a d sen Finnland ueber, nachdem 
vorher die sowjetische Recierung die diplomatischen 
ziehun-en mit Finnland abgebrochen und d mit Fiunland abgeschlosse- 
licht: . »ekuendist hatte, Als Folge dieses Angri ffes 
Voelkerbundsrates vom lA. 


kerbundsp 


d 


"mr may» NY 
sche Lruppen,. 


Durch 


sten Sowjets von 
Auvust 1940. Am 6, August 1940 wurde Mstian als 16,Buncesrepublik in 
die Union der Sozialistisc! "ow de tre n auf :enommen. 


5 
22 
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Juni 1940 statt, Durch Beschluss "es Obersten Sowjet vom 2.àuzust 1940 
wurde Bessarabien der ukrainischen Republik 

Ms kann sonach keinem Zweifel unterli 
it die Sowjetunion in Frize Korn s nicht 


von Abkommen oder zur Abzat 


an einem zemeinsamen Plon im Sinne des ‘rt. ) Absat | zekommen 


ist, sondern dass carueb-r hinaus cer i n geheimen Zusatzprotokollen 


enthaltene Plan auch darch-efuehrt worden ist. 
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Durch die zuletzt "e iltorten Massnalmen der Sowjetre ierung ist 


HFSS 


somit auch der Tatbestan! les Artikel ^ Absatz 3 í Statuts als 


crfuollt anzusehen, 


tT 
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Alles, was sich in Bezug auf lie Vebereinstimmung 


des Statuts mit der Recht sueberzeugung Ger 
Voc lkerrechtsgemeinschaft gesagt hube, silt sinnzemaess 
auf den jetzt veschildcrten 5 chverhalt auch fuer die Geltunz 


rti 


es Statuts fol «n 


"sehwoerun;, Wie er in ..rtikel 6 Absatz 3 
Finrichtunz des anglo- 
tes, Das kontinentolecu onneische Recit kennt einen 
nicht. Fs kam aber auch k inem 
Strafrecht, soweit es 
ueberhaupt :;ibt und 
man runter nicht die ersteh ie bei der Anwendung 
oder fremden Rechts zu acht: sind, den B Vorschwoerun 
als strafrechtlichen Tubbestend eoe 4511s nicht kennt, 
Es ist aber nicht nur dic F ; des »eltenden Voclkerrechts und 
Usbersinstimmung des Statuts mit Hesen clner Pruefung zu unter- 


1 


gichen. Ts handelt sich vielmehr daneben Tuch un ie Beantwortung fol- 


In den Troeffnungsanspraci ter vier Hauptanklagevertreter und 
auch in der dem Froze: vorausg Diskussion ueber die Rechts- 


YT 


rundlasen ces widersprechende Ar - 
aumente vertreten worden, Waehrınd die einen « rklıerten, dass 
tut cin vollkommener Ausdruck ces lbendun Voelkerrechts sei und mi 


der gemeinsamen Recht su berzeu zung All (itzli ler der Voelkerrecht s- 


ancinschaft in Uebereinstimmung stehe, wurde von den "nusren 
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behauptet, dass ier linuptauf,zben des zu errichtenden 


Internationalen Wilitvertribun ls sei, (^s Vorlkerrecht fortzuent- 


mlich klar hervor in 


M 
Dp 
Le 


wickeln. Diese letztere Auffassun” tritt 2 


Rsricht ces amerikanischen Hauptankla:cvortrcters an den Prassi- 


er Vereinivten Staaten vom 7. Juni 1945. Hier wird unter 2n- 


ertlich auszefuech In rer Anordnun:; cieses Gericht sver- 


ter Bestrebun,;en Deg sein, mit denen 


unser toschwerden ces Kriezes auf si nahm. Nachdem wir in 


en Krier ein;etreten waren, un^ unsere ren Reicht un 


jebels einsetzten, wir es emeine Gefuehl 


Krier unverkennbare Regeln und « inc 


ten, “enen zufol 


bkrie.es truz, wiss: 
zur Vcrsntwortun- gez 


straft wuerde " ("nd js Zitats). 


en de 


herrschende 
leicher Rechts- 


anzesehen wurden un Recht be- 


es Zit-ts). Die rechtlic 


Ge 


Bericht schiiessen dann auch in der Tat mit folc ncer Forderung: 
t... Fin Angriff auf die Grund ationalen Beziehunzen 
muss als nichts verinzeres als internationale 


Do 


Gemeinschaft angesehen werden, 


‘rinisaetzlichen Vertrnese schuctz 


straft. Daher schlagen wir vor, “ie Forl run; zu erhob 


An riffskriez ein Verbrechen ist und dass ^as moderne Voelkerrecht 


aufregchen hat, wonach cerjenige, der Kriege 


ie Recht ferti un 
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Anzettelt o^ im Fink it den "76setzen handle", 
e f Y DH 


(ince Ges 
nicht notwendi die Forderung nach € inem 
Betracht kommende Verhalten bereits 
‘on Recht mit Strafe 
offensichtlich, dass die Erfuellun einer derartigen For- 
urch ein Gericht - ang gleich, welches auch inmer ĉie Rechts- 
azen fuer sein Verfahrun sein moegen — sich in Widerspruch set- 
erde zu einem Grundsatz, der sich aus cem Strafrecht fast saant- 
licher zivilisierter Staaten herleitet und der si inen Jusdruck finet 
eine Hanclunz nur 
enn die Strafbarkeit Ce 
ren wurie, 
erscheint umso 
sine lere um einen Grundsatz ha 
‚ller zivilisi 
sich 2.3. in Artikel 39 
von 1215, in der nordamerik: 
Frklaerun:en der franzoesischen Revo! on 9 u 726; 


ieser Grundsatz nulia poena sine lee st: aber nicht nur der 


YT I 


158 rbrechens ‘even Cen Friede teren, wie es durch 
Gerichtshof in Fortentwick 
er Tabbestand nach cer Ansicht eines Teil: 


len soll, er steht vielmehr insbesor s uch 


in Fortentwicklung (les bisher geltenden Voelkerr: chts nun auch noch 


einen selbstaonái.en Straftatbestand der Vi rschwoerunz durch Richter- 
spruch zu schaffen, Dabei kann os ke inen Unterschied machen, ob 
Verschwoerun? gerichtet ist auf die Begehung eines Verbrechens 

den Frieden ocer auf die Begehung eines Ve rbrechens 


braeuche, A die Annahme eines cemeinsamen Planes í 





ITT 


Verabredung zur Begehung von Kriezsverbrechen als selbstaendigen Straf- 
tatbestand ist nicht vereinbar mit dem Grundsatz nulla poena si 
Anwendbar sind vielmehr auch hier nur, - wie vom franzoesischen He 
anklazevertreter bereits richtig dargetan worden i die nach dem 
Heimatreeht des Taeters oder nach (cem Rechte des Tatortes 
Teilnahmebestimmunten. Diese Teilnahmebestimmunzen beschracnken sich 
unter cen gegebenen Umstaenden auf die Erweiterung der Strafandrohung 
fuer die Faelle der Mittacterschaft, Anstiftung und Beihilfe, 

Von der Teilnahme an dem alleemeinm Plan oder Verschwoeruns, wie 
or in Anklagepunkt ] dargestellt ist abieschen,wird dem Ange klarten 
Rucolf Hess,im Rahmen scincr persoenlichen Verantwortlichkeit fuer 
Kriezsverbrechen und Verbrechen gegen di ischilichkeit von der 
klage im wesentlichen nur ^ Inha ines Dokumentes zur I 


zwar die Urkunde (Dese D 


setzen 
isst. Der Angeklagte Rudolf 
irin nur insoweit cine Roll nls in n Brief unter an- 
m erwaehnt wird, der Stellvertreter des Fuelr: lie Fin- 
fuehrun? der Koerperstrafe zur Froerteruns gestellt, Wenn man berueck- 
ler Stab des Stellvertreters des Fuehrers allein 500 
und Ànzes o und dass fuer Fragen der Gesetzgebung 


eine eigene Abteilung vorhanden war, die unmittelbar mit den einzelnen 


Ministerien verhandelte, so erscheint es schon sehr zweifelhaft, 


der Angeklagte Rudolf Hess in dieser Fraze ueberhaupt persoenlich 
befasst wurde, In diesem Zusammenhang nehwe ich Bezug auf: ie eides- 
stattliche Versicherun: der Zeugin Hildegard Fath, Beweisstueck Rudolf 


Hess Nr. 16. Im Hinblick jedoch darauf, dass die vom Stellvertreter 


les Fuehrers zur Eroerterung gestellte Massnahme nicht ein:cfuehrt 
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HESS 


wurde, duerfte es auf die Kenntnis des Angeklagten nicht ane 
kommen,Ohne dass auf den sin jektiven Tatbestand naeher eine 
gegangen zu werden braucht, kann gesagt werden, dass bel 
Anwendung der Grundsaotze, wie sich aus dem Strafrecht ale 
ler zivilisierten Voelker horleiten laesst; es sich hier 
nicht einmal um einen Versuch handelt, Die Stellungnahne des 
Fuchrers; wie sic in dem Brief des Reichsjustizministers ihe 
ren Nicderschlag gefunden hat, ist strafrechtlich unerheblic! 
Es kann dabel vocllig ausser Betracht bleiben; ob cin Strafe 
gesetz verletzt wacrc, wenn dic zur Erocrterung gestellte 
Massnalme tatsacchlich in cinem Reichsgesctz ihren gesetze 


cbcrischen Nicdcrschlag gcfundon hacttc, 
VS 


Ein anderes von der Anklagevertretung vorgelegtes Dom 
kument ist USA Beweisstück 696 ( 062 = PS ). Es handelt sich 
dabei um die Anordnung des Stellvertreters des Führers vom 
13, März 1940, die sich mit der Belehrung der Zivilbevölke- 
rung über sachgemässes Verhalten bei Landungen feindlicher 
Flugzeuge oder Fallschirmabspringer auf deutschem Reichsge- 
biet befasst, Dieses Dokument ist zwar weder in dem von der 
britischen Anklageve:tretung vorgelegten Trial-brief enthale 
ten noch von Herrn Oberst GRIFFITH JONES am y. Februar 1946 
erwähnt worden, als er die persönliche Verantwortlichkeit i 
dcs Angeklagten Rudolf HESS bchandclte, Im Hinblick darauf, 
dass dicse Anordnung abcr offizicll als Bowcissttick vorgoe 


legt wurde, ist cs notwendig, kurz darauf einzugehen, 


Anlass zu dicscr Anordnung vom 13, März 1940 war die 
Batsache; dass dic französische Regierung der französischen 
Zivilbovelkcrung amtlich und durch Rundfunk Anweisungen 
gogcbon hat, wic sic sich bci Landungen dcutsehcr Flugzeue 


gc zu vcrhaltcn habc. 
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Auf Grund dicser Weisungen acr französischen Regicrung 
hat sich dcr Oberbefchlshaber dcr dcutschen Luftwaffe verane 
lasst geschen, auch scincrscits dic dcutschc Zivilbcvolkce | 
rung über den Partcidicnstwog cntsprcehcnd zu untcrrichten, 
Er hat daher cinc Anweisung übcr das Verhalten bci Landune 
gcm fcindliehcr Flugzcuge odcr Fallschirmabspringer hcre 
ausgegcben, dio als Anlasc zu dcr genannten Anordnung dcs 
Stellvertreters dcs Führcrs vom 13, März 1940 Vcrucndung 


fand, 


Dicsc Anwcisung enthält gjcdoch nichts, was mit den Gce 


sctzcn und Gcbrüuehcn äcr Kricgführung in Widcrspruch stcht, 
wic sic z.B. auch in dcr Haager Landkricgsordnung ihren 
Ausdruek gcfundcn haben, Dics gilt insbesonäcrc auch von 
dcr Ziffer 4, in dcr Anvcisung gcgcbcn wird; feindliche 
Fallschirmabspringer ontucder festzunchnen oder unschäd“ 
lich zu machen, Sowohl nach dem Wortlaut als auch insbce 
sonders nach dem Sinn dicscr Ziffor 4 kann cs nicht dem 
geringsten Zuc$fcl untcrlicgen, dass damit nur gesagt vcre 
den sollt sdass dic ?fcindliehon Fallschirmabspringer bc» 
kämpft und nicdorgckümpft ucrden sollten, vonn sic sich 
nicht frciuillig ergaben und Ahrorscits sich dor Festnahe 
mc dureh Anwondung von Govaltz insbesondere dureh Gebrauch 
dcr Sehusswaficn zu cntzichcn vorsushtcne Dics ergibt sich 
allcin schon aus dom Wort "odor", In crstcr Linic golltc 
hrc Gcfanconanmo versucht rcrdcn, Dics allcin schon im 
Intcrcssc des Nachriohtendicnstcse Erst wonn das infolge 


Widcrstandcs sich als unmöglich orvics, sollten sic une 


gehädlich gemacht, also nicücrgckümpft wordcne 


Jcde andere Auslogung dicscr Anvoisung würde nicht 


nur dom Wortleut und dcm Sinn widcrsprcehon, sondern 
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sonäcrn darüber hinaus auch im Widerspruch stechen zu dor 
Tatsachc, dass bis zum Frankrcichfcläzug dcr Kricg nach don 
Rogcln geführt wurde, vic sic unter anderem auch in der 
Haager Landkricgsordnung nicdergelcgt sind und dass jcdcne 
falls zu dicscr Zcit 一 März 1940 = dcr Kricg sich noch 
nicht zu dom gogonsciticon Vernichtungskampf entvichkclt 
hattc, wie cr nach Boginn dcs deutscherussischen Kricges 
es werden sollte, Does cinc andere Auslcgung völlig auszo- 
schlossen ist, crgibt sich auch aus dem sogenannten Kome 
mendo = Befchl dcs Führers vom 18, 10,1952, dor von dor 
Anklage unter dcr Nummer USA = 501 ( 498 = PS ) vorgelegt 
wurde, Dic Übsrlegungc n zu dicsen Bcfohl - tci dem übrigens 
völlig andcre Voraussctzuncon vergclegon haben = und dor 
‚ss dicscs Kormando-bofohls durch Hitler selbst trotz 
dos Viderspruehos dcs OKW und dcs Chefs dcs VII St warcn 
völlig übcrflüssig geucsen, wenn der Oberbefchishabcr der 
Luftwaffe bercits im März 1940 Wolsungon orlassen hätte, 
dic dem gleichen Zucck dicntone Zudcm ist in Ziffer 4 des 
Führer = Befchls vom 18,10,1942 ausdrücklich testinnt, dass 
gefangen genommen Angchorige von Kommandos dom SD Üborge= 


bcn verädcn solltcn, 


Da der dcutsehc Zcxt dicscr Anucisung zur Anordnung ! 
Yon 50; März 1940 völllg cindeutig ist und ! koincrlci Zucifol 
aufkormen lässt, habe ich davon abgoschon, zusätzliche Boe 
weismittol zu dicscr Bapco heranzuzichen, Für den Fell Jon — 
doch, dass das Gericht diosc Auffassung nicht teilen sollte, 
wird os zur völliscn Aufklärung dcs Sachverhaltcs nicht zu 


ungchon scin, dass das Goricht von sich aus dic Anweisungen 


hcranzicht, dic dic französische Regicrung zu Beginn dcs 
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Jahres 1940 dcr französischen Zivilbovólkorung für den Fall 
dcr Landung dcr deutscher Flugzeuge oder dcutsehcr Fall» 


schirmabspringer gogcbcon hate 


Auf das Dokuncnt 63-267 ( PS-3245) ， das dom Angoklage 
ton HESS cbonfolls zur Last gologt wird, braucht nicht 
nachor oingcezengen zu worden, da dor Inhalt dicsos Do- 
kuments unter Anwendung der ebigen Grundsactzc auf keinen 
Foll als Vorbrcohcn gegen dic Kricgsgebracuchc odcr gcoon 


dic Humanitact angcschen vcrdon kann, 


Rudolf HESS ist ausscr als Linzolpcrson auch noch 
als Mitglicd dcr Sh, der il, dos Korps dcr Politischen Lcie 
tor und dcr Rcichsrogicrung engcklagt, Was dic Mitglicd- 
schaft bei dcr SA und der anlangt, so crucbrigcn sich 
dazu nachorc Zusfuchrunsen, Aus ‚den von dcr Anklago vor“ 
gelcgten Dokumcntcn ergibt sioh,dass in dicscn beiden 
Organisationcn dcr snscklacgtcn Rudolf HESS nur den Ehrcne 
rang cincs Obcrsruppcnfuchrers innchattc, Eino Bofchlse 


edcr Disziplinargciclt var damit nicht verbunden, 


Als Stcllvcrtrctcr dcs Fuchrcrs war dcr Angcklagte Rudolf 
HESS Inhaber dcs hocehsten ntcs; das cs im Korps dor Pø- 
litischon Leiter: gab. Us kann nicht moinc Aufgabe scin, 

4m cinzclncn zu dcr Anklage Stellung zu nchmon, dic gogon 
das Korps dor Politischen Lcitcr im Rehmen und in Anucne 
dung dos Àrtikcls 9 dcs *tatuts crhoben wird und dic ihe 
ron Ausdruck in ihren Antrag findct, dcs Korps der Poli“ 
tischen Leiter als verbrcoehcrisehe Orscnisation zu crklace 


ron, liit Ruccksicht 





(sauf, dass der Ansckla,te Ru‘ol 


auf der Ankla 


hoschste politische beiter ueberhaupt war, erscheinen einige 


liche Bemcrkun.en doch vernnlasst zu s 


lach Artikel 9 des Statuts kun 


eren ein Mitelied einer rg 


cleher der Aneekle te anzechourte, eine 


wir. Voraussetzung ?sfuer ist nach 


les Curichtshofes in Verbindun? 


"eklarte verurteilt wir 


t^tuts kann nur ein pers 


Hino] un; 


im Tri 


en Cie l'enschlichkei 


erurtei lun 'ekl 
rns <er Politischen Leiter - 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
leren, Obwohl 
und obwohl 
n Tatbestand 
ler von ihm iteten, 


verurteilt werden - man wir 


ht alltaerlicher juristischer Fe 
$ 


Es erschei it nber etwas 


Die Verteidigung war gezwungen, das 


ien Artikel 6, als nicht mit «en 


>If Hess zwar nicht 


ebank sitzen e politische Leiter, 


er Gerichtshof 
ınisation erkl «ren 
verbre 
an Statut, 
steht mit 


Unter Han 
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rische Oreanisation 
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einer Hanclun 


- im Sinne 
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ndeine Handlung 
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Unterlass 


in Verhalten 


es erfucllt, 


an'eblich verbrecherisch 


eiten koennen, 
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Arundsnetzen ces Voclkerrechts in Uebereinstimmunz stehend anzu reifen. 
Artikel 9 des Statuts steht nicht weni er im Wicerspruch zu de 
meinsamen Rechtsucberzeugung all. Mitelicdcr cer Voelkerrechts “emein- 
schaft. Fs zibt weder einen Rechtssatz ces Voelkerrechts noch einen 
Rechtssatz ircendeines nationalen Rechts, ler die Mitgliedschaft in 


siner Orzanisation fuer verbrecherisch srklaert, ohne dass im einzelnen 


Fall untersucht wird, ob der Betreffende durch svin Handeln oder Unter- 


lassen sich persoenlich schuldig emicn at, Entgegen den all.cemeinen 
Prinzipien ces Strafrechts, wie s: sich : Strafrecht aller 
zivilisicrten Nationen ableiten, sieht cas Statut in Artikel 
strafrechtliche Verantwortlichkeit una eine Kollektivhs ftung 

eder gewisser Organisationen unc Tnstitutionen vor una 
Ruecksicht darauf, ob dns einzelne Mitvlied ein Verschulden 

Das Statut verlaesst damit einen © satz, ler ein intezrieren- 


ler moternen Strafrechtsnf] 


sation sei verbrecherisch, ist 
eine Strafe - ist ein wesentlicher 
seins unserer Zeit, sof.rn man unter 
Vor»ussetzun:en der Straf: 
keit der recht swicrise 
allein schon die vit lie 
‘anstand eines kriminel 
Vorwurf n a Handlung nicht mehr 
druck 
auf Ursanisation« 
ier hatten, 
ohne Schuld bis jetzt nur bei primitiven 
Rechten regebe ffend sat dah der grosse deutsche Straf nts- 


lehrer von Liszt, der zugleich ein konstruktiver Denker auf 
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des Voelkerrechts war: "lie es cer relirioesen Aufgabe nicht wider- 


Hess 


strebt, dass die Suenden cer Vaeter heimsesucht werden an Kind und 


Kinderskindern, wie in den Trauerspielen der Alten ĉas blind waltende 
Schicksal und in der Literatur unserer Tage das Gesetz der Vererbung 
die Stelle der Verschuldung vertritt, so kennt auch das aleteste Recht 
aller Voelker keine Strafe ohne Schuld", (Ende des Zitats). 

Nur bei primitiven Rechten hat es eine strafrechtliche Haftung 
ohne Schuld gegeben, Und in der Tat: In der Rechtsgeschichte aller 
V.elker wurde die sogenannte strafrechtliche Frfolgshaftung sehr bald 
abzeloest von dem Grundsatz der Haftung nur bei Verschulden und damit 
jener Zustand erreicht, der allein mit der Wuerde des ifenschen verein- 
bar ist, Die im Artikel 9 des Statuts getroffene Regelung bedeutet 
nicht nur einen bedauerlichen Beitrag zur Beschleunigung des anschei- 
nend unaufhaltsamen Prozesses der Vermassun:; des Menschen, sondern 
sie ist darueber hinaus ein Rusckfall in die ersten Anfaenge straf- 
rechtlichen Denkens. Im Hinblick auf diese Tatsachen kann nicht aner- 
kannt werden, dass diese Bestimmung des Statuts in Uebereinstimmung 
steht mit dem geltenden Recht, wie es sich herleitet aus der gemein- 
samen Rechtsueberzeugung aller Mitglieder der Voeclkerrechtszemeinschaft 
und aus den allgemeinen Prinzipien des Strafrechts aller zivilisierten 
Nationen, 

Fndlich ist Rudolf Hess angeklagt als Mitglied der Reichsregierunz, 
Was seine Zucehoerigkeit zu dem Geheimen Sabinettsrat anlangt, so ist 
dazu folgendes zu sagen: Die Beweisaufnabre hat ergeben, dass dieser 
geheime Kabinettsrat nur zeschaffen wurde, um das Ausscheiden des 
frueheren Reichsaussenministers von Neursth vor der Oeffentlichkeit 
nicht als Bruch zwischer. dem letzteren und Adolf Hitler erscheinen zu 
lassen. Tatsaechlich hat niemals eine Tagung dieses Geheimen Kabinetts- 
rats stattgefunden, Der Rat ist nicht einmal zu einer konstituieren- 


den Sitzung zusammengetreten. 
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In Bezug auf das Reichskabinett steht auf Grund des Ergebnisses 

der Beweisaufnahme fest, dass spaetestens seit dem Jahre 1937 keine 
Kabincttssitzuneenmehr stattgefunden haben. Die von der Reichsregierung 
zu erfuellenden Aufgaben, insbesontere die sesetzgeberischen Funktio- 


nen wurden in sorenannten Umlaufverfahren erledigt. Dic Beweisauf- 


nahme hat aber ferner ergeben; dass spaetestens vom Jahre 1937 an die 


grossen politischen und militaerischen Tntscheidungen von 
ausschliesslich und allein getroffen wurden, ohne dass die Mitgliwder 
ler Reichsrezierung vorher in Kenntnis gesetzt wurden. Irgendeine 
massgebende Entscheiduny in politisch oder milit^erisch wichti zen 
Fragen hat die Reichsrerierun als Institution seit der FErnennung Hit- 
lers zum Reichskanzler wahrscheinlich schon sehr viel frucher als 1937 
nicht mehr getroffen, Es waere voelli; abwe;tiz anzunehmen, dass die 

Mit "lieder der Reichsrezierun? im nations) sozialistischen Staat auch 
nur annachernd die gleiche Stellung zehabt hatten, wie in einem nach 
parlamentarischen Grundsaetzon rerierten Staat solbstverstsondlich ist. 


T^ 


benso wenir, wie es unter den auf cer Anklagebank sitzenden Maennern 


H 


einen gemeinsamen Plan der Verschwoerunz -erchen hat, hat es etwas der- 


artires innerhalb der Reichsrerierung zereben, Es war zum Teil sogar 
So, dass innerhalb der Reichsrezicruny auseinanderstrebende Kraefte 
sich bemerkbar machten, cie fuer sich allein schon cie Verabredung cines 
gemeinsamen Planes, wie er in der Anklazeschrift seinen Auscruck se- 
funden hat, unmoezlich macht hactten. Es senuegt hier auf die Bekun- 
lunren des Zeugen Lammers hinzuweisen und auf die Tatsache, dass Adolf 
Hitler, dem diese Tatsachen auch nicht verborgen bleiben konnten, 
schliesslich sozar ein Verbot des Inhalts erlassen hat, dass die ein- 
zelnen Reichsminister von sich sus nicht mehr zu Besprechunzen zusam- 
men kommen duerften. 

In !iesem Zusammenhang kann etwas anderes nicht unerwaehnt bleiben: 


Wenn die Beweisaufnahme in diesem Prozess ctwas mit Sicherheit 
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erzeben hat, dann ist es de Nachweis fuer ^ie unccheuere Machtstellun? 
und die unvorstellbare Autoritaet, dic Adolf Hitler innerhalb des 
loutschen Recicruncssystems ‘ehabt hat. Wenn Generaloberst Jodl im 


D 12 


Zoucenstand erklaert hat, dass es niemand gegeben hat, der auf die Dau- 
er mit Irfolg Hitler haette wi lersprechen koennen und das 
solchen auch nicht geben konnte, dann du rite er mit wenigen Worten 
Ins Richtige getroffen haben. Es max das vielleicht bednuerlich sein, 
vermar aber an der Tatsache als solcher nichts zu aendern, Wenn man 
sich nun noch vor Awjen haclt, cass jese ueberrazende Stellung Hitlers 
im Laufe Jer Jahre immer grossser wurde, D luerfte das allein schon 
nct sein, die Ännahme cines zen einsamen Planes, wie er in der än- 
aveschrift behauptet wird, aus? uschliessen. W 1eberhaupt folgendes 
+ werden muss: Die vor diesem Gericht ar klazten frueheren Partei- 
sem Verfah- 
en lurch den Tod ; eine Be^eutun., wie sie ihnen im oeffentliehen 
commen ist, Waehrend 


l 


esante politische Leben der vergangenen 2 Jahre in Deutschland 


Y^ 


ueherschattet war von lem ucberra cn minfluss er Person Hitlers, 
wirkt sich in 
bank in einer Weis: 


tischen Wirklichkeit der verzan^enen 12 Jahre ohne jeden Zweifel ent- 


Meine Herrn Richter! 
Teh komme nunmehr zu 
ten Ruiolf Hess D len sollte, zu seinem Flu; nach 
land em 10. Ma 9i Dieses Unternehmen ist in Jiesem Verfahren 
mehreren Gruencen von 
Beweisaufnahme er ibt, het Anveklaste Rud Hess den Entschluss 


m Flue bereits im Juni 1940 un! zwar unmittelbar nach der 


Kapitulation Frankreichs 'efasst. Die Durchfuchrung des Planes 
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scerte sich aus einer Reihe von Gruenden, insbesonlere mussten 
vorher bestimmte technische Voraussstzungen erfucllt sein. Darueber 
hinaus spielten aber auch Ueberleuneen politischer Natur eine Rc 
und gwar insbesondere in der Richtuns, dass ein derarti-es Unternchnen, 


wenn ueberhaupt nur dann von Erfolg besleitet sein konnte, wenn .uch 


52 


ie politischen Verhaeltnisse un besondere aerische Las 


fuer die Finleitun: von Frierlensverhanllunven uenstir erschienen 


1 


Wiederherstellung ces Frieder: 
seinem Flu: na 
un 
rzefuehrt wur 


Menschlichke 


Kirkpatrik vom uswai 


rechung zwischen 
Britischen Rezierun 
Besprechun- (en Tri al a jowelsstueck ueber 
nehme 
rund fuer diesen ausserzewoehnlichen F lie Absicht war, weiteres 
Blutverviessen zu vermeiden und zuensti re Bedinrun;'en fuer die Fin- 
leitun von Friedensverhanilungen zu scehaffe Im Verlaufe dieser 


Unterredune ueberz^b cer Ansel Hess Li Sinon auch ein Schrift- 


stueck, auf dem die vi inrunzen verzeichnet waren, unter denen 


Lt Hitler bereit gewesi iere, Frieden mit Enzlanc zu 


schliessen. Die Bedinrunzen waren: 
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Um kuenftire Srieve zwischen ^er Achse und Ensland zu verhindern, 
s211 eine Ab:;renzunc cer Interessensphaeren stattfinden, Die In- 
teressensphaere der Achsenmaechte soll Europa, lie Inzlands sein 
Weltreich sein, 
Rucckzabe der deutschen Kolonien. 

'ehocrizer, die vor oder waehrend 


Krieres im Britischen Weltreich Wohnsitz hatten und iurch 


nahmen einer Recierun:; im Weltreich oder durch irgendwelche 


schehen, wie Fluenderung, Tumult usw, Schaden an Leven oder Firen- 


tum erlitten haben. Entschaedivung auf cleicher Grunìlage durch 
Deutschland an britische Staatsangehcer! 


Lh. Waffenstillst:nd un? 


cenueker, dass cies 

schon unmittelbar nach Been! 

sen waere, mit En:lani Frieden zu schliessen un 

stellung Hitlers auch seit Beendisunz des Frankreichfeldzuges 

mehr ie abe lie on keinerlei Anhaltspunkte vor, welche 


Darstellung des Argeklagten als nicht glaubhaft ersche inen lasser 
ten. Im Gegenteil. Sie steht durchs Finklang mit vielen Erklaerun- 
auf das Verhaeltnis zwischen Deutschland 

und England nbgegeben hat, Darueber hinaus haben lie Angeklagten Goering 
und von Ribbentrop im Zeugenstand ebenfalls bestaetist, dass cie von 
Hees Lord Simon bekanntzegebenen Becingunzen mit der Ansicht Hitlers 
voellig uebereinstimmten, 

Wenn in den von Hess bekanntgegebenen Bedingungen Europa als In- 
teressensphaere der Achsenmaechte vorgesehen war, so kann daraus keines- 


der Schluss gezogen werden, das ies gleichbedeutend gewesen sci 


xv Beherrschung Europas durch die \chsenmaechte, Aus den von Hess 
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gegebenen Erklasrungen - sie sind in der Niederschrift ueber die Unter- 
redung zwischen ihm und Lord Simon enthalten - ergibt sich vielmehr mit 
aller Deutlichkeit, dass damit lediglich eine Einflussnahme mnglands auf 
Kontinentaleuropa ausgeschaltet werden sollte. 

Welehe rechtlichen Folzerungen ergeben sich aus liesen Tatsachen” 
In cer Änklageschrift wird dem Angeklagten Hess zur Last gelegt, zusam- 
men mit den wbrigen Angeklagten an einer psychologischen Vorbereitung 
des Deutschen Volkes auf den Krieg mitgewirkt zu haben. Soweit die von 
ler Anklage behauptete psychologische Krieesvorbereitung Teil des gemein- 
samen Planes ist, genuegt es, auf m in diesem Zusammenhang 

aber auch behauptet wer- 
den will, dass der Angeklagte Hess r hinaus auch persoenlich 
psychologische Kriegsvorbereitug betrieben hat, dann ergibt sich, von 
seinen vielen Friedensreden ab, sehen, mindestens aus diesem Flug nach 
England und den damit verfolgten Absichten dat Gegenteil. Ohne naehe 
lie alleemcinen Umstaemle und auf das persoenliche Verhaeltnis zwis: 
lem Angeklagten Hess e: 

mit Sicherheit gesagt werden: De 

England eine Tat vollbracht, je im Hinblick auf seine Stellung in 

er Partei und im Staat und insbesonlere im Hinblick auf lie Tatsache, 

dass er nach Goering als Nachfolger Hitlers bestimmt war, nur als Opfer 
bezeichnet werden kann, als ein Opfer, das Ness brachte im Interesse de 
Wiederherstellung des Friedens und im interesse nicht nur des Deutschen 


1 


Volkes, sondern darueber hinaus Buropäs und der ganzen Welt, Dieses 


Opfer war umso groesser, "ls Hess zu den wenigen gehoerte, die zu Hitler 


a * 
»4 


ein enges persoenliches Vortrauensverhaeltnis hatten, Wenn cer Anzcklig- 


te Hess sich trotzdem dazu entschloss = seine Stellung in der Partei und 


im Staat und alles das, was ihn mit Hitler perscenlich verband, im In- 


teresse der Wiederherstellung des Friedens auf das Spiel zu setzen - , 
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muss daraus cer Schluss gezogen werden, ds ul der Angexlagte 
Hess im Krieg eine furchtbare Geisel der Mens hheit erblickt hat und es 


schon allcin aus diesem Grund als unvahrsehcinlich erscheinen muss, dass er 


lie Absicht hatte, das Deutsche Volk auf den Krieg vorzubereiten, 


ich bereits auszefuchrt habe, muss auf Grund des Ergebnisses 
er Beweisaufnohme angenommen werden, dass der von ler Anklage behauptetc 
bestanden hat, Fuer í al: doc iass das Tribunal in die- 
das Ergebnis der Beweisaufnahme anders wuerdigen und 
ung des Artikels 6 Absatz les Statuts das Bestchen eines 
den Be; ing skriezes gericht Lon Planes annehmen slite, 
zu pruefen, welche rechtlichen Folgen cer 
ss nach Fn;lan! und die damit verbundenen 
Absichten auf seine von der Anklage behauptet. nahme 
samen Plan hatten. Hierzu ist folgendes zu sagensärtikel 6 Absatz 3 
Statuts erweitert die strafrechtliche Verantw ichkeit 
alle Handlungen, die von irgendein: erson in Ausfuehrung des v 
Anklage behaupteten gemeinsamen Planes begangen worden sind, Das Sta- 
tut selbst enthaelt keine Bestimmungen daruc! » und unter wel 
staenden ein Ausscheiden bzw. cin Ruecktritt von dem gemeinsamer 
moeglich ist. Daraus kann jedoch nicht der Schluss gezoge werden, 
in derartiges Ausscheiden grundsaetzlich ausgeschloss: ein soll, Diese 
Annahme verbietet sich schon deshalb, weil das Stntut ganz offenbar keine 
June aller materiellen und verfahrensrechtlichan Fragen 
lo-nmerikanischen Recht cer Rucektritt grund- 
zugelassen jann muss er unter den Regeln des Statuts erst 
‘lich sein. Denn das Statut stellt einen Inbegriff von Normen 
lar, in dem auch ganz unverkennbar Institutionen des kontinentaleuropac- 


ischen Rechts mitberuecksichtigt sind. Das kontirentaleuropaesiche Recht 


cht, ganz eindeutig von der Vorstellung aus ings die strafrechtliche 
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Worentwortlichkeit des Tacters nur soweit reicht, als sein Tun 


n 


terlassen von seinem Willen umfasst wird. Der Ruccktritt vom Versuch al 


Strafaufhebunzserund ist daher eine Institution, die sich in fast allen 


r 
if 


curopacischen Rechtsoranuny en findet, Ist deher schon nach anglo=smeri- 
kanischem Recht ein ausscheiden aus der Verschwoerunz moeglich, dann kann 
es keinem Zweifel unterliegen, dass auch noch Jem Statut diese Moeglich- 
keit -runlsastzlich bestehen muss, Dies muss ums: eher angenommen werden, 
als »rundsaetzlich in den Faellen, in denen das Statut keine bindende 
Ro cl sufstellt, das deutsche Recht anzuwenden ist, Soweit der Angeklag- 
Rudolf Hess in Frove kommt, duerfte cies ums weniger zweifelhaft sein, 
'ie dem Angeklagten R Lf ss zur Last zelezten Handlungen inner- 
tes deutschen Reichszebietes besange len tiesem Fall ist 
iem Recht aller zi- 
ere auch in der 
nannten internationalen Strafrecht aller Voelker ihren /.usdruck 
Me sorenannte lex loci, also das Recht des Becchunzscrtes 
Uebertraczt man diese Crunisaetze auf das Verhalten des Ang 
Rudolf Hess und auf seinen Flus nach Enzland a 10, Mai 1941, so ergi 
sich daraus zunaechst, das ie Beweis^ be hat jedenfalls nichts 
enteilizes ergeben - alles folgende Ce shen nicht von seinem Willen 
umfasst ewesen sein kann, Tr hatte auf den Ablauf der Ereignisse inner- 
halb des all’cmeinen kriegszeschehens spaetestens mit seinem Flu; nach 
En-l3nd keinen Einfluss mehr,. Es widerspricht allen Grunisactzen des 
Strafrechts, wie sie sich aus den Rechtsorinun.en aller zivilisierten 
Voelker herleiten, jemand fuer Handlungen und fuer einen Erfolg straf- 
rechtlich verantwortlich zu machen, auf die er keinen Einfluss hatte und 
auch nicht mehr nehmen konnte und die er nicht in seinem Willen aufre- 
nommen hat, 
In diesen Zusammenhang ist noch auf die Behauptung ler inklasever- 


tretunz einzugehen, dass cer Anceklapte Hess seinen Flug nach pe Lan? 
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nicht in der \bsicht unternommen habe, damit -uenstige Bedingunen 

fuer Friedensverhandlungen zu schaffeni Seine Absicht sei es vielmehr 
gewesen = so argumentiert ^ie Anklage = damit Deutschland den Ruecken 
fuer den gegen die Sowjet-Union geplanten Feldzug freizumachen, Die von 


der Anklazevertretung vorgelegten Dokumente vermoegen diese Annahme 


nicht zu begruenden. Dem steht zunaechst die Tatsache entgegen, dass 


der Anceklagte Hess den Fntschluss zu cem Flug bereits im Juni 1940 ze- 
fasst hat, also zu einer Zeit, zu der niemand in Deutschland an einen 
Feldzug gezen die Sowjet-Union gedacht hat. Aus cem Brief, den der At 
;eklazte Hess hinterlassen hat und der Acolf Hitler zu ciner Zeit aus- 
gehaendizt wurde, als Hess bereits in En:land gelandet wer, ergibt 

sich vielmehr mit aller Deutlichkeit, dass Hess von dem bevorstehenden 
Feldzug gegen die Sowjet-Union keine Kenntnis hatte., Der Angeklagte 
Hess hat in diesem Brief - das steht auf Grund der Bekundungen der 
Zeugin Fath fest - mit keinem Wort davon gesprochen, dass er mit sei- 
nem Flug beabsichticta, Deutschland in den Ruecken fuer ĉen bevorstehen- 
den Feldzug gegen die Sowjets freizumachen, In ciesem Brief hat Hess 
die Sowjet-Union mit keinem Wort erwaehnt. Fs muss mit einer an Sicher- 
heit grenzenden "ahrscheinlichkeit angenommen werden, dass Hess auf 
diese Frage eingegangen waere, wenn er von dem geplanten Angriff Kennt- 
nis gehabt und er vor allem mit seinem Flug die Absicht verbunden haette 
die nunmehr die Anklage behauptet, 

Aber selbst wenn Hess eine sichere Kenntnis von dem geplanten Feld- 
zug gegen die Sowjet-Union besessen haette, so wuerde das der Annahme 
eines Strafaufhebungszrundes fuer die folgende Zeit nicht entgegen 
stehen, Wie die Beweisaufnahme ergeben hat, hat Hitler den Angriff auf 
die Sowjet-Union nicht zuletzt in der Frwaegung befchlen, dadurch einem 
bevorstehenden Angriff der Sowjets zuvorzukommen. Es kann im Rahmen der 
zu hier pruefenden Frage dahingestellt bleiben, ob ein derartiger An- 
griff von Seiten der Sowjet-Union tatsaechlich geplant war und bevor- 
stand, Die Angaben des Angeklasten Jodl im Zeugenstand muessen das min- 
destens als sehr wahrscheinlich, wenn nicht als sicher erscheinen lassen 


Entscheidend ist hier lediglich, dass Hitler auf Grund der ihm vorlie- 
genden 
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Meldungen subjektiv dieser Auf fassuns war, Waere es nun dem Angeklasten 
and die Voraussetzungen fuer Waffenstill- 


Rudolf Hess relunzen, in En 


stands- und Friedensverhanllunzen zu schaffen, so waere damit die poli- 
3 


un legend veraendert worden, 


tische und militserische Laze in Europa e, 
Unstacnden ein Angriff der Sowjet-Union ^uf 


diesen veraenderten 


AE 


Deutschland! als sehr unwahrscheinlich und ue von 
fuerehtunzen als unhaltbar gelten mussten. Der von dem 
mit seinem Flug nach England unternommene Versuch wuerde seinen Charakter 
Strafaufhebunzserund fuer lles nach 15. Mai 1941 und in Ausfuch- 
ler Anklaze gemeinsamen Planes Geschehene sogar 
nn noch behalten, wenn man assun? vertreten wuerde, dass nicht 


n aneriffs Hitler zu sci 


fuerchtunz eines bevorst sowjetische 


Mtschluss veranlasst hat wirtschaftliche Zwangslaz 


die 


nem 


$ lh ] me T) D ZE ze 
ler sieh damals Deutsch 


lands ih 


ns 


Finca 1 no 六 Le ^ 
Zusomuenfasscnd kann 


seinem Flur nach Meland und cen 


herstellunz des Friedens, unter P 


such unternommen, der erke 
stacnden weiteres Blutver-i Bei Anwendunz 
srundsaetze, wie sie sich aller zivilisierten Voelker 

deutschen Strafrechts, 


herleiten und insbe d | nw 
im Zweifel ezule laraus der Schluss 
ifrechtliche Vernntu 


P Handlungen beschraenkt, 
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Meine Herren Richter! 
Der verzanrene Krieg hat in einem kaum vorstcllbaren Ausmass Un- 


zlueck ucber Cie ganze Menschheit gebracht, er hat aus Europa einen 


x 

nus tausend Wunden blutenden Erlteil gemacht und Deutschland als ein 
Trucmmerfeld hinterlassen, Ts erscheint sicher, cass beim gegenwaer- 
ticen Stand der modernen Technik die Menschheit die Katastrophe eines 
neuen Weltkrieges nicht ueberleben wuerle, Er wuerde nach menschlicher 
Voraussicht die Zivilisation, die schon in diesem Krieg unsagbar gelit- 
ten hat, vollends vernichten. E erscheint daher nur zu verstaendlich, 


wenn unter diesen Umstaenden im Namen der um ihre Fxistenz rinzenden 


Menschheit der Versuch gemacht werden s 11, auch von der rechtlichen 
Seite aus nichts unversucht zu lassi m lie Wiederholunz einer Ce 一 
articen Katastrophe zu verhinic 


La 


Es kann jedoch nich zweifelhaft sein, 
Kraft im vesellschaftlichen Let 
kaempfun; des Srieges nur eine untergeorcn 


i1t ohne Einschraenkun;, so tan elker sich 


zusammensetzt aus souveraenon St heren 


Instanz abgeleitete Rechts rJnun” 8 kein Ver- 


fahren und keine Orzanisation gibt, tie kraft eigener Machtbefucnis 
rechtsresta] lie berechtisten Ansprueche op Voelker absrenzen und 


miteinander in vennte. So lange diese Voraussetzungen 


nicht erfue ler internationalen 


Beziehungen nicht in  innerstaatlichen 


Leben in Pole der hinter ihr stehenden Staatsgewalt hne weiteres ist, 


Pa BEER = 


So verlockend auch der Versuch sein mar, auf den Truemmern die uns der 
3 3 


1 


verganvene Weltkrieg hinterlassen hat, wenigstens ein V rbessertes und 


raftvolleres Voelkerrecht zu schaffen - dieser Versuch muss von v.rn- 


1 
4 
n. 


herein zum Scheitern verurteilt sein, wenn er nicht zu leich Teil einer 


umfassenden Neuordnung saemtlicher internationaler Beziehungen ist und 


SS! 
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das internationale Recht nicht zurleich wesentlicher Bestandteil einer 
Orónun, ist, die die unverzichtbaren Rechte aller Voelker gewaehrleistet 


und insbesondere die Frfuelluns ler berechti;ten Ansprueche aller Voel- 


ker auf eine entsprechende Bctoili;un; : den materiellen Guctern der 


jelt sicherstellt, Das Statut fuer das Internationale Mi.itaertribunal 
ist unzw.ifelhaft nicht ein Teil einer solchen allgemeinen neuen Urinun-. 
Es wurde von Cen Siegerstaaten mit bevrenzter Zeitdauer, naemlich als 
Grundlage fuer ein Strafverfahren zegen die Staatsmaemer, militacrischen 
Befehlshaber und Wirtschaftsfuehrer der im Krieg unterlegenen Achsen- 
maschte erlassen, Der Inhalt des Londoner Abkommens laesst das Statut 
fuer das Internationale Militacrtribunal, ds einen wesentlichen Bestand- 
teil dieses Abkommens bildet, allein schon im Hinblick auf die im Artikel 
7 vorcesehene zeitliche Peschrıenkunz auf ein Jehr als eine Gesetzgebung 
ad hee erscheinen, Tatsacchlich kann es kaum mehr zweifelhaft sein, dass 
wssentliche Teile des Statuts nicht im Einklang mit der ;emeinsamen Ue- 
5berzeuzungz all Witglie: or Voelkerrechtsemeinschaft stehen - lass 
sie also nicht wirklich geltendes Tnelksrrecht darstellen, Unter diesen 
Imstaenden koennte cine Verurteilung wegen eines Verbrechens sesen den 
Frieden und we jen Teilnahme an einem 'emeinsamen Plan zum Beginn eines 
Aneriffskrie7es entgegen dem geltenden V elkerrecht nur erfolgen, wenn 
las Tribunal unter Verletzun; des Grundsatzes nulla poena sine lexe 

sich zu einer richterlichen F rtentwieklun; des Voelkerrechts entschli es- 
sen wuerde, So gross diese Versuchung a jin mag ie eich daraus 
ervebenden Folgen koennten „unnbsehbare sein. Fs wuerde nicht nur ein 
Grundsatz verletzt werden, Jer sich aus cen Prinzipien des Strafrechts 
aller zivilisierten Voelker ableitet und der insbesondere ein interrie- 


render Bestandteil des internationalen Rechts ist, dass naemlich eine 


Handlunzs nur dann mit einer Strafe belegt werden kann, wenn die 
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Strafbarkeit zesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung begangen wurde, 


Vor allem aber im Hinblick darauf, dass in dem gesenwaertiren Verfahren 


Cerichtsba’ keit in Punkt I und II der Anklage und die  Zustaendigkeit 


les Tribunals insoweit ausechlicssen, muesste die Verletzung des Grunde 


ges nulla poena sine lege in Verbindunz mit diesen besonderen Um- 


les Rechts ueberhaupt in Fra se stellen. Eine Verletzung 


staenden die Idee 


w AUN 
fundamentaler Grundsactze jeder Rechtsordnung und zwaryfeder inter- 


SC 


nationalen, wie sie in dem Satz nulla poena sine lege und vor allem in 


dem weiteren Satz enthalten sind, dass niemand in eigener Sache Richter 


sein kann, wuerde nicht nur jede Fortentwicklung des Voelkerrechts 


hemmen, sondern darueber hinaus unfehlbar zu vermehrter Recht sunsicher- 


heit fuehren.! Sol: fuer eine wirkliche Fortentwicklung des in- 


ternationalen Rechts nicht verschuettet werden, dann kann als Rechts- 


'rundlase fuer das Urtei- ichts nur das wirkliche, zur Zeit 


sltende Voelkerrecht angeschen w 
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